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VERFAHRENSINFORMATIONEN
Teilnahmewettbewerb 

08.09.2026 

Verfahren: VGF-EU 140/26 - Rahmenvertrag Internetdienstleistungen

INFORMATIONEN ZUR AUSSCHREIBUNG

Es ist beabsichtigt, die in anliegender
Leistungsbeschreibung bezeichneten Leistungen
im Namen und für Rechnung des unten
angegebenen Auftraggebers zu vergeben.
Einzelheiten ergeben sich aus den
Vergabeunterlagen.

INFORMATIONEN
ALLGEMEIN

Auftragsnummer VGF-EU 140/26

Maßnahme

Auftragsbezeichnung Rahmenvertrag Internetdienstleistungen

Es besteht kein Anspruch auf wert- oder mengenmäßige Ausschöpfung.

Auftragsbeschreibung Gegenstand der Ausschreibung sind Full-Service-Internetdien stleistungen für die Stadtwerke
Verkehrsgesellschaft Frankfurt am Main mbH. Der Leistungsumfang umfasst Konezption,
technisiche und inhaltliche Erneuerung/Weiterentwickl ung, redaktionelle Unterstützung, Betrieb,
Hosting, Support, Monitoring, Schulung und Dokumentation der Webauftritte einschließlich CMS,
Störungstool, Schnittstellen und barrierefreier Ausgestaltung. Kritische Systeme wie Störungstool,
Karriereseite usw. sind ohne Unterbrechung betriebsfähig zu halten. Anforderungen an
Hochverfügbarkeit, DSGVO, Barrierefreiheit, Schnittstellenfähigkeit, Migrationsfähigkeit und
Support/SLA sind zwingend zu berücksichtigen. Alternative CMS-Lösungen und Erneuerungen sind
bei nachgewiesener funktionaler Gleichwertigkeit zulässig.

VERFAHREN

Auftraggeber Stadtwerke Verkehrsgesellschaft Frankfurt am Main mbH (VGF)

Auftraggebertyp

Liefer-/Ausführungsort 60311Frankfurt am Main

Leistungsart Dienstleistung

Vergabeart Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb (EU)(Sektorenverordnung)

Der Auftraggeber behält sich vor, den Zuschlag auf die indikativen Angebote zu vergeben.

VERFAHRENSEIGENSCHAFTEN

Losweise Vergabe Nein

Art der losweisen Vergabe

Zuschlagskriterium Wirtschaftlichstes Angebot
Berechnungsgrundlage ist die 'HVA-Bewertungsmethode'.
Gewichtung: 60%: 40%

Klassifizierungen Code Bezeichnung

32412110-8 Internet

72000000-5 IT-Dienste: Beratung, Software-Entwicklung, Internet und Hilfestellung

72212220-7 Entwicklung von Internet- und Intranetsoftware

72400000-4 Internetdienste

72413000-8 Website-Gestaltung

72415000-2 Internetseitenbetreiberdi enste

ANGEBOTE

Nebenangebote Nebenangebote sind nicht zugelassen

Nachlass zugelassen Ja

Skonto zugelassen Ja

Skonto Zahlungsziel 14Tag(e)

Verwendung elektronischer
Mittel

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf nur elektronisch erfolgen

URL für elektronische Angebote https://www.deutsche-ever gabe.de/Dashboards/Dashbo ard_off

Zulässige Signaturen Textform nach §126b BGB
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SONSTIGE ANGABEN

Vertragsart Rahmenvertrag

Auf-/Abgebotsverfahren Standard

TERMINE
ALLGEMEIN

Vorausgegangene
Vorinformation

Nein

Besondere Dringlichkeit Nein

BEKANNTMACHUNG

Bekanntmachung

Vorinformation

ANGEBOTE UND BEWERTUNG

Frist Bieterfragen 28.09.2026 23:59

Eröffnungstermin
(nur VOB)

Angebotsfrist

Bindefrist

Voraussichtlicher Versand
Vorabinformation

AUFTRAGSDAUER

Beginn 01.01.2028

Ende 31.12.2035

Anmerkungen 6 Monate Vorlaufzeit vor Auftragsbeginn für Systemumstellung (ab Mitte 2027). Mindestlaufzeit 4
Jahre, Option zweimal um jeweils 2 Jahre zu verlängern.

ELEKTRONISCHE TEILNAHME
Bitte melden Sie sich auf der Bekanntmachungsplattform unter
https://www.deutsche-ever gabe.de/Dashboards/Dashbo ard_off
mit Ihrem Benutzernamen und Ihrem Passwort an.

Sofern Sie im System noch nicht registriert sind, können Sie dies auf der Plattform vornehmen.
Die Registrierung ist kostenfrei.

Anschließend können Sie auf der Startseite bspw. nach dem Titel des Verfahrens über die Direktsuche als Suchbegriff suchen. Folgen
Sie anschließend der Anleitung im System, um an dem Verfahren teilzunehmen.

BIETERFRAGEN
Die Beantwortung von Bieterfragen sowie die Kommunikation zwischen Bietern und der Vergabestelle (hierzu zählt auch das
Bewerbungsverfahren im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs und/oder die Angebotsabgabe) erfolgt über das Online-Portal
https://www.deutsche-ever gabe.de. Wir empfehlen daher den interessierten Bietern sich auf diesem Portal zu registrieren, damit der
Bieter evtl. Bieterfragen stellen bzw. über evtl. Änderungen in den Ausschreibungsunterlagen vollumfänglich informiert werden kann.

Bieterfragen müssen bis spätestens 28.09.2026 23:59 Uhr eingegangen sein.
Für später eingehende Fragen wird deren Beantwortung nicht zugesichert.
Bieterfragen müssen unter "Kommunikation mit der Vergabestelle" im eVergabe Bieterassistenten gestellt, sowie Antworten dort
geprüft werden.
Den Assistenten erreichen Sie unter folgender Adresse: https://www.deutsche-ever gabe.de/Dashboards/Dashbo ard_off
Fragen auf anderen Kommunikationswegen, wie telefonische, schriftliche oder E-Mail Anfragen werden nicht beantwortet.

Hinweis:Sie erhalten unmittelbar nach Beantwortung einer Bieterfrage eine Benachrichtigung per E-Mail über das Vorliegen von
Antworten im Bieterassistenten. Sie müssen daher alle Antworten im Assistenten prüfen und dort zur Kenntnis nehmen.

BEARBEITUNG DER DOKUMENTE/NACHFORDERUNG VON UNTERLAGEN
Es sind alle Unterlagen, die dieser Ausschreibung beigefügt sind, zu sichten.
Ferner sind entsprechend den Anforderungen aus den Ausschreibungsunterlagen (Aufforderung zur Interessensbekundung,
Bekanntmachung etc.)  alle geforderten Formulare auszufüllen  bzw. alle geforderten Unterlagen dem Teilnahmeantrag
anzuhängen.
Grundsätzlich sind alle dem Teilnahmeantrag angehängte Formulare direkt im Online-Portal zu bearbeiten.
Sollte dies nicht möglich sein, ist das jeweilige Formular bzw. Dokument auszudrucken, handschriftlich auszufüllen und mit dem
Angebot hochzuladen.
Zu unterschreibende Formularen sind, sofern diese im Online-Portal bearbeitbar sind, in Textform zu unterzeichnen (Unterschrift mit
Tastatur in den dafür vorgesehenen Formularfeldern). Können Formulare im Online-Portal nicht unterzeichnet werden, dann sind diese
auszudrucken, handschriftlich zu unterzeichnen und anschließend mit dem Teilnahmeantrag hochzuladen.
Das Online-Portal auf dem diese Ausschreibung inkl. Ausschreibungsunterlagen aufgeführt ist, unterscheidet bei den unter der Rubrik
"Vertragsbedingungen/Form ulare" aufgeführten Unterlagen nach PDF-Dokumenten mit blauen PDF-Symbolen (nur zu lesende
Dokumente) und PDF-Dokumenten mit roten PDF-Symbolen (zu bearbeitende Dokumente). Wir weisen aber darauf hin, dass es
möglich ist, dass Dokumente die mit einem blauen PDF-Symbol versehen sind, ebenfalls zu bearbeiten sind. Wir bitten daher die Bieter
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die Anforderungen aus den Ausschreibungsunterlagen (insbesondere die Aufforderung zur Interessensbekundung und die
Bekanntmachung) sorgfältig zu lesen und entsprechend die Unterlagen zu bearbeiten.
Bitte beachten Sie, dass nach Bearbeiten von Formularen im Online-Portal, das jeweilige Formular bzw. Dokument zu speichern ist.
Hierfür ist in jedem Formular das Icon "Dokument speichern" (oben rechts im Formular) zu drücken. Ansonsten werden Ihre
Eintragungen nicht gespeichert. Weitere Informationen hierzu entnehmen Sie bitte aus dem Online-Portal.

Der Auftraggeber ist zur Anwendung der HVA-Dokumente verpflichtet. Die in den Vergabeunterlagen bzw. HVA-Formularen enthaltene
Verweise auf die VOB/A-EU und die VgV sind sinngemäß auf die SektVO zu
beziehen.

Bietergemeinschaften (BIGE) sind zugelassen: die Nachweise der technischen Leistungsfähigkeit (Fachkunde) müssen von dem
Partner der BIGE vorgelegt werden, der das jeweilige Gewerk später ausführt. Die Nachweise zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit
und zur Zuverlässigkeit sind von jedem Mitglied der BIGE individuell vorzulegen. 

Fehlende Erklärungen oder Nachweise werden, sofern rechtlich möglich, nachgefordert.

Die fehlenden Nachweise sind spätestens innerhalb von  einer durch den Auftraggeber gesetzten Frist  vorzulegen. Die Frist
beginnt am Tag nach der Absendung der Aufforderung durch den Auftraggeber. Werden die Erklärungen oder Nachweise nicht
innerhalb der Frist vorgelegt, ist das Angebot auszuschließen. Das Recht zur Nachforderung von Unterlagen begründet keine
Verantwortung der Auftraggeberin für die Vollständigkeit der Teilnahmeunterlagen. Haftungsansprüche aus einer fahrlässig
versäumten Nachforderung von Unterlagen sind ausgeschlossen. Die Bieter bleiben für den Nachweis ihrer Eignung und die
Vollständigkeit ihres Angebotes allein verantwortlich.

Die Bieter haben sich von der Vollständigkeit der ihnen überlassenen Unterlagen zu überzeugen. Bei Unvollständigkeit der Unterlagen
haben sie die Auftraggeberin in Textform unverzüglich darüber zu unterrichten. Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung der
Bieter Unklarheiten, so haben die Bieter die Auftraggeberin unverzüglich und vor Abgabe ihrer Interessensbekundungen in Textform
darauf hinzuweisen. Ferner haben die Bieter die Auftraggeberin auf eventuelle Widersprüche in den Verdingungsunterlagen
unverzüglich in Textform aufmerksam zu machen. Gleiches gilt, falls die Bieter der Auffassung sind, dass die Unterlagen gegen
geltendes Recht verstoßen.

Das HVA-Angebotsschreiben ist das zentrale Dokument der Angebotsunterlagen. Elektronisch eingereichte Interessensbekundungen
müssen das vollständig ausgefüllte Teilnahmeantragsschreiben enthalten.

Es gelten ausschließlich die Bedingungen vorliegender Vergabeunterlagen. Vertrags- und/oder Geschäftsbedingungen des Bieters
werden nicht Vertragsbestandteil und finden ausdrücklich keine Anwendung. Dies gilt auch dann, wenn abweichenden oder
ergänzenden Bedingungen des Bieters nicht ausdrücklich durch die VGF widersprochen worden ist. Abweichende oder ergänzende
Bedingungen des Bieters entfalten ihre Wirksamkeit nur, wenn VGF ihnen ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat.
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HVA L-StB Aufforderung Teilnahmewettbewerb/Interessensbestätigung 04-17 Seite 1 
 

 

Vergabestelle 
 

 

 

 

 

 

 

Ort:  

Datum: 
 

Tel.:  

Fax:  

E-Mail:  

Az.-Nr. 
 

 

 
 

 

 

 

 
 

Vergabeart: 
 
     Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb 

     Verhandlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb 

     Nichtoffenes Verfahren 

     Wettbewerblicher Dialog 

     Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 

Ablauf der Teilnahmefrist: 

 

Datum:              Uhrzeit:  

 
 

     Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb National 
     Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb EU 
     Aufforderung zur Interessensbestätigung EU 

 
 
Bezeichnung der Leistung: 
  

  

 

Anlagen:

A) die beim Bewerber verbleiben und im Teilnahmewettbewerb zu beachten sind:

  HVA L-StB Bewerbungsbedingungen Teilnahmewettbewerb 

  EVB-IT-Dienstleistungsvertrag, Anlagen 1 bis 10

  VGF 140/26 Bewertungsmatrix

B) die, soweit erforderlich, ausgefüllt mit dem Teilnahmeantrag / der Interessenbestätigung
 einzureichen sind:

  HVA L-StB Teilnahmeantrag/ Interessensbestätigung 

  HVA L-StB Eigenerklärung Eignung

  Vertraulichkeitserklärung

  HVA L-StB Erklärung Bewerbergemeinschaft

    HVA L-StB Leistungen von Unterauftragnehmern bzw. anderen Unternehmen 

    HVA L-StB Verpflichtungserklärung wirtschaftliche Eignungsleihe

Frankfurt am Main
Stadtwerke Verkehrsgesellschaft Frankfurt am Main mbH (VGF)

Einkauf & Materialwirtschaft

Kurt-Schumacher-Str. 8

60311 Frankfurt am Main

Deutschland

vergabestelle@vgf-ffm.de

09.10.2026 10:00:00

VGF-EU 140/26 Rahmenvertrag Internetdienstleistungen

Information Datenschutz

VGF 140/26 Anforderungsübersicht, VGF 140_26 Facelift Internet-Startseite, VGF 140_26 Pitch Bewertungsbogen

Eigenerklärung Russlandsanktionen, Eigenerklärung LkSG, Eigenerklärung HVTG, Eigenerklärung Versicherungspflicht II

Angaben zu Eignungskriterien (direkt auf der Vergabeplattform) + erforderliche Nachweise
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VGFLogo

BH87
Schreibmaschine
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Die vollständigen Vergabeunterlagen (Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe 
einschl. der zugehörigen Anlagen) stehen wie folgt zur Verfügung: 

 Unter der Internetadresse:  

 Unter obiger Anschrift der Vergabestelle  

1 Es ist beabsichtigt, die oben genannte Leistung im Namen und für Rechnung  

  

  

  

 zu vergeben. 

 

2 Auskünfte: 

 Auskünfte werden erteilt: 

      Siehe Vergabeplattform 

    Unter nachstehender Anschrift: 

   Stelle:   

         

  Straße:   

  PLZ/Ort:  

 

Telefon:  

Fax:  

E-Mail:   

 

 

 

3 Vorlage von Nachweisen, Angaben und Unterlagen: 

3.1 Folgende Nachweise, Angaben und Unterlagen sind – zusätzlich zu den in den 

Bewerbungsbedingungen Teilnahmewettbewerb genannten – mit dem Teilnahmeantrag bzw. der 

Interessensbestätigung einzureichen: 

 Siehe Vorinformation oder Auftragsbekanntmachung 

3.2  Der Bewerber hat mit seinem Teilnahmeantrag / seiner Interessensbestätigung auf gesonderter Anlage 

 aussagekräftige Unterlagen zu  den vom Auftraggeber in der Eigenerklärung zur Eignung angekreuzten 

 Kriterien einzureichen. Diese  werden entsprechend der Anlage „HVA L-StB Gewichtung 

 Auswahlkriterien“ bewertet.  

4 Teilnahmeanträge/Interessensbestätigungen können gestellt werden: 

  schriftlich,                       elektronisch in Textform,  

  elektronisch mit fortgeschrittener Signatur,      elektronisch mit qualifizierter Signatur. 

 

5 Abgabe des Teilnahmeantrags/der Interessensbestätigung: 

 Bei schriftlichem Teilnahmeantrag bzw. Interessensbestätigung ist der beigefügte Teilnahmeantrag bzw. 

 die Interessensbestätigung zu unterzeichnen und mit den Anlagen in verschlossenem Umschlag bis zum 

 Ablauf der Teilnahmefrist an folgende Anschrift zu senden oder dort abzugeben: 

  siehe Briefkopf 

Stadtwerke Verkehrsgesellschaft Frankfurt am Main mbH, Kurt-Schumacher-Str. 8, 60311 
Frankfurt am Main

Stadtwerke Verkehrsgesellschaft Frankfurt am Main mbH

Kurt-Schumacher-Straße 8

60311 Frankfurt am Main 

+49 6921323300

vergabestelle@vgf-ffm.de
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  Stelle:  

   

   

 Straße:  

 PLZ/Ort:  

Der Umschlag ist außen mit Namen (Firma) und Anschrift des Bewerbers und der Angabe 

Teilnahmeantrag/ Interessensbestätigung für: 

 
  

  

 zu versehen (ggf. unter Verwendung eines bereit gestellten Kennzettels). 

Bei elektronischem Teilnahmeantrag/Interessensbestätigung in Textform sind der Bewerber und die 

natürliche Person, die die Erklärung abgibt, zu benennen; falls vorgegeben, ist der Teilnahmeantrag bzw. 

die Interessensbestätigung mit der geforderten Signatur zu versehen. 

Der elektronische Teilnahmeantrag ist zusammen mit den Anlagen bis zum Ablauf der Teilnahmefrist 

über die Vergabeplattform der Vergabestelle zu übermitteln. 

 

6 Vorgesehene Anzahl von Bewerbern, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden sollen:  

    Mindestens  

    Höchstens  

     

 

7 Maßgebende Kriterien und Wichtungen für die Wertung der Teilnahmeanträge  bzw.
 Interessensbestätigungen:

Der den einzelnen Kriterien zugehörige Bewertungsmaßstab zur Erfüllung der jeweiligen Anforderungen 

sowie die Wichtungen der einzelnen Kriterien sind direkt auf der VergabeplattforP zu finden.

Sind dabei die Mindestanforderungen bereits bei einem Kriterium nicht erfüllt,  wird die Bewerbung nicht 

berücksichtigt.

VGF-EU 140/26 Rahmenvertrag Internetdienstleistungen
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8 Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die  
Vergabebestimmungen wenden kann:  

    Nationales Vergabeverfahren 

Nachprüfungsstelle: Name:  

     
     
   Straße:  

   PLZ/Ort:  
 

    EU-Vergabeverfahren

Vergabekammer: Name:    Vergabekammer des Landes Hessen beim Regierungspräsidium Darmstadt

(§ 160 Abs. 2 GWB)

   Straße:   Dienstgebäude Wilhelminenstraße 1-3, Fristenbriefkasten: Luisenplatz 2

   PLZ/Ort: 64283 Darmstadt
 
 

 
9  

  

  

  

  

 

 

 

 

 

               (Unterschrift) 

Bei elektronischer Übersendung ohne Unterschrift gültig 

Dienstgebäude: Wilhelminenstraße 1-3; Fristenbriefkasten: Luisenplatz 2

64283 Darmstadt

Vergabekammer des Landes Hessen beim Regierungspräsidium Darmstadt

Stadtwerke Verkehrsgesellschaft Frankfurt am Main mbH (VGF)
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Bewerbungsbedingungen Teilnahmewettbewerb 
 

für die Vergabe von Leistungen im Straßen- und Brückenbau 
Ausgabe: April 2017 

 
 
1 Mitteilung von Unklarheiten in den Teilnahmeunterlagen 

 
Enthalten die Teilnahmeunterlagen nach Auffassung des Bewerbers Unklarheiten, so hat er unverzüglich 
die Vergabestelle vor dem Einreichungstermin in Textform darauf hinzuweisen. 
 

2 Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen 
 
Zur Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen hat der Bewerber auf Verlangen Auskünfte darüber zu 
geben, ob und auf welche Art der Bewerber wirtschaftlich und rechtlich mit Unternehmen verbunden ist. 
 

3 Teilnahmeantrag / Interessenbestätigung 
 
3.1 Der Teilnahmeantrag sowie bei EU-Vergabeverfahren ggf. die Interessenbestätigung ist in deutscher 

Sprache abzufassen. Anträge in anderer Sprache werden ausgeschlossen. 
 
3.2 Für den Teilnahmeantrag / die Interessenbestätigung sind die von der Vergabestelle vorgegebenen 

Teilnahmeunterlagen zu verwenden. 
 
3.3 Der Teilnahmeantrag / die Interessenbestätigung ist bis zu dem von der Vergabestelle angegebenen 

Einreichungstermin einzureichen. Ein(e) nicht form- oder fristgerecht eingereichte(r) Teilnahmeantrag / 
Interessenbestätigung wird ausgeschlossen. 

 
3.4 Angaben und Nachweise, die von der Vergabestelle nach dem Einreichungstermin verlangt w erden, sind 

zu dem von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt einzureichen. Werden die Angaben und Nachweise 
nicht vollständig fristgerecht vorgelegt, wird der Teilnahmeantrag / die Interessenbestätigung 
ausgeschlossen. 

 
3.5 Soweit Bescheinigungen verlangt werden, haben ausländische Bewerber eine gleichwertige 
 Bescheinigung ihres Herkunftslandes in beglaubigter deutscher Übersetzung vorzulegen. 
 
4 Bewerbergemeinschaften 
 
4.1 Bewerbergemeinschaften haben mit ihrem Teilnahmeantrag / ihrer Interessenbestätigung eine Erklärung 

aller Mitglieder in Textform abzugeben, 
- in der die Bildung einer Bietergemeinschaft im Fall der Angebotsbearbeitung erklärt ist, 
- in der alle Mitglieder aufgeführt sind und der bevollmächtigte Vertreter bezeichnet ist, 
- dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber der Vergabestelle rechtsverbindlich vertritt. 
 
Auf Verlangen der Vergabestelle ist eine von allen Mitgliedern unterzeichnete bzw. fortgeschritten oder 
qualifiziert signierte Erklärung abzugeben. 

 
4.2 Ein Wechsel der Identität des Bewerbers oder der Bewerbergemeinschaft ist nicht zugelassen. 
 
5 Kapazitäten anderer Unternehmen (Unteraufträge / Eignungsleihe) 

 
Beabsichtigt der Bewerber Teile der Leistung von Unterauftragnehmern ausführen zu lassen oder sich bei 
der Erfüllung eines Auftrages der Fähigkeiten anderer Unternehmen im Hinblick auf die erforderliche 
wirtschaftliche, finanzielle, technische oder berufliche Leistungsfähigkeit anderer Unternehmen zu 
bedienen (Eignungsleihe), so muss er in seinem Teilnahmeantrag / seiner Interessenbestätigung die 
hierfür vorgesehenen Leistungen/Kapazitäten benennen. Der Bewerber hat auf gesondertes Verlangen 
der Vergabestelle zu dem von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt nachzuweisen, dass ihm die 
erforderlichen Fähigkeiten (Mittel, Kapazitäten) der anderen Unternehmen zur Verfügung stehen und diese 
Unternehmen geeignet sind. Er hat auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle zu dem von dieser 
bestimmten Zeitpunkt den Namen, den gesetzlichen Vertreter sowie die Kontaktdaten dieser Unternehmen  
anzugeben und entsprechende Verpflichtungserklärungen dieser Unternehmen vorzulegen.

 
Nimmt der Bewerber in Hinblick auf die Kriterien für die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit im 
Rahmen einer Eignungsleihe die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch, müssen diese 
Unternehmen in dem Umfang, in dem ihre Kapazitäten in Anspruch genommen werden, gemeinsam für 
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die Auftragsausführung haften; die Haftungserklärung ist mit dem Formblatt „Verpflichtungserklärung 
wirtschaftliche Eignungsleihe“ abzugeben. 

 
 Der Bewerber hat andere Unternehmen, bei denen Ausschlussgründe vorliegen oder die das 

entsprechende Eignungskriterium nicht erfüllen, innerhalb einer von der Vergabestelle gesetzten Frist zu 
ersetzten.  

 
6 Eignung 

 
 Unternehmen haben als vorläufigen Nachweis der Eignung mit dem Teilnahmeantrag entweder die 

ausgefüllte „Eigenerklärung zur Eignung“ oder die EEE vorzulegen, ggf. ergänzt durch geforderte 
auftragsspezifische Einzelnachweise. Bei Einsatz von anderen Unternehmen im Rahmen der 
Eignungsleihe sind auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch für diese abzugeben ggf. 
ergänzt durch geforderte auftragsspezifische Einzelnachweise.  

Bewerber, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden sollen, haben die Eigenerklärungen (auch die der 
benannten Unterauftragnehmer bzw. anderen Unternehmen) auf gesondertes Verlangen durch Vorlage 
der in der „Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen zuständiger Stellen zu bestätigen. 
Bescheinigungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Übersetzung in die deutsche 
Sprache beizufügen. 

 

9



 

HVA Information Datenschutz 08-23  Seite 1 

 
 
Bezeichnung der Leistung: 
 

  

(Wie Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe) 

 
 

Information Datenschutz 
Informationen zur Erhebung von personenbezogenen Daten nach Artikel 13 und 14 der Verordnung 

(EU) 2016/679 vom 27. April 2016 – Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 
 
 

Der Schutz Ihrer Personen bezogenen Daten ist uns ein besonderes Anliegen. Wir verarbeiten Ihre 

Daten daher ausschließlich auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen. Mit den folgenden 

Informationen möchten wir Ihnen einen Überblick über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 

Daten durch uns und Ihre Rechte aus dem Datenschutzrecht geben. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen können Sie sich wenden? 

E-Mail-Adresse:  datenschutz.einkauf@vgf-ffm.de 

Internet-Adresse:   https://www.vgf-ffm.de/de/datenschutz/ 

 

Sie erreichen unsere(n) Datenschutzbeauftragte(n) unter:  

E-Mail-Adresse:  datenschutz@vgf-ffm.de 

Internet-Adresse:   https://www.vgf-ffm.de/de/datenschutz/ 

 

2. Welche Quellen und Daten nutzen wir? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung von 

Ihnen erhalten. Zudem verarbeiten wir – soweit für die Erbringung unserer Dienstleistung 

erforderlich – personenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zugänglichen Quellen (Handels- und 

Vereinsregister, Gewerbezentralregister bzw. Wettbewerbsregister, Presse, Internet) 

zulässigerweise gewinnen oder die uns von anderen Behörden des Bundes und der Länder oder 

von sonstigen Dritten (z.B. Auskunfteien) berechtigt übermittelt werden. Relevante 

personenbezogene Daten sind Personalien (Name, Adresse und andere Kontaktdaten wie 

Telefonnummer und E-Mail-Adresse und IP). Wir speichern Personen bezogene Daten z.B. im 

Zusammenhang mit Bedarfserhebungen, Beschaffungsaufträgen, Angeboten, Ihren Fragen welche 

Sie z.B. über Webformulare oder per E-Mail an uns senden, Daten aus der Erfüllung unserer 

vertraglichen Verpflichtungen (z.B. Zahlungsverkehr), Dokumentationsdaten (z.B. über Fragen und 

Antworten zu unseren Vergabeverfahren). 

 

3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten und aufgrund welchen Gesetzes (Zweck der 

Verarbeitung)? 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten im Rahmen des Vergabeverfahrens auf der 

Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. a, b, c und e, Abs. 3 DSGVO wie folgt: 

VGF-EU 140/26 Rahmenvertrag Internetdienstleistungen
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a) Zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten  

Die Verarbeitung von Daten erfolgt zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der 

fiskalischen Bedarfsdeckung für Behörden und andere staatliche Organisationen. Die Zwecke der 

Datenverarbeitung richten sich in erster Linie nach den konkreten Produkten (z.B. 

Bedarfserhebung, Abfragen und Analysen unter Behördenkunden künftig auch u. U. mittels des 

Bedarfserhebungstools; Durchführung von Vergabeverfahren zur Durchführung von 

vorvertraglichen und vertraglichen Maßnahmen, und der Abwicklung von Rahmenvereinbarungen 

im Rahmen des E-Procurements). Die weiteren Einzelheiten zu den Datenverarbeitungszwecken 

können Sie den maßgeblichen Geschäfts- und Nutzungsbedingungen entnehmen. 

b) Wahrung berechtigter Interessen  

Soweit erforderlich verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche Erfüllung des Vertrages hinaus 

zur Erfüllung rechtlicher Pflichten oder zur Wahrnehmung im öffentlichen Interesse liegender 

Aufgaben, insbesondere zur:  

- Prüfung und Optimierung von Verfahren zur Bedarfsanalyse zwecks direkter 

 Kundenansprache, 

- Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten, 

- Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs, 

- Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, 

- Videoüberwachungen zur Wahrung des Hausrechts, für Zutrittskontrollen, 

- Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von Dienstleistungen und Produkten. 

c) Aufgrund Ihrer Einwilligung  

Die Zusendung unseres Newsletters über Neuerungen bei der e-Vergabe oder Informationen über 

zukünftige Vergaben in von Ihnen ausgesuchten Produktbereichen beruht auf Ihrer Einwilligung. 

d) Aufgrund gesetzlicher Vorgaben  

Zudem unterliegen wir als öffentlicher Auftraggeber rechtlichen Verpflichtungen, das heißt 

gesetzlichen Anforderungen (z. B. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 

Vergabeverordnungen, Wettbewerbsregistergesetz, Steuergesetze). Zu den Zwecken der 

Verarbeitung gehören unter anderem die Identitätsprüfung, Betrugs- und Geldwäscheprävention, 

die Erfüllung steuerrechtlicher Kontroll- und Meldepflichten. Außerdem erfolgt eine 

Datenverarbeitung auf der Grundlage des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG). 

 

4. Wer bekommt Ihre Daten? 

Ihre Daten bekommen nur die für die Bearbeitung zuständigen Personen und diejenigen, die ein 

berechtigtes Interesse durch ihre Beteiligung darlegen können. So bekommen insbesondere bei 

Beschaffungen nur Personen bei dem Bedarfsträger und der Vergabestelle Angebote zur 

Kenntnis. Außerdem können zuständige Datenschutzbeauftragte, Vorgesetzte, Qualitätsmanager, 

Innenrevisoren, Nachprüfstellen, Vergabekammern, Rechnungs- und Preisprüfer sowie 

Angehörige der Rechnungshöfe in erforderlichem Umfang Einblick in Ihre Daten bekommen. Auch 

von uns eingesetzte Auftragsverarbeiter können zu diesem Zweck Daten erhalten. Dies geschieht 

z.B. um Daten für die Durchführung der Risikoanalyse nach LkSG zu erheben. Soweit Ihre Daten 

im Rahmen eines Auftragsverarbeitungsverhältnisses verarbeitet werden, wird auch der 

Auftragsverarbeiter zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften verpflichtet. 
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5. Werden Ihre Daten an ein Drittland oder eine internationale Organisation übermittelt? 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten (Staaten außerhalb der Union) durch uns findet nicht statt. 

 

6. Wie lange werden Ihre Daten gespeichert? 

Wir verarbeiten und speichern Ihre personenbezogenen Daten, solange es für die Erfüllung 

unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten erforderlich ist. Dabei ist zu beachten, dass einige 

unsere Geschäftsbeziehungen auf Jahre angelegte Dauerschuldverhältnisse sind. Sind die Daten 

für die Erfüllung vertraglicher oder gesetzlicher Pflichten nicht mehr erforderlich, werden sie 

regelmäßig gelöscht, es sei denn, deren - befristete - Weiterverarbeitung ist erforderlich zu 

folgenden Zwecken: 

• Erfüllung handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten: 

 Zu nennen sind das Handelsgesetzbuch (HGB), die Abgabenordnung (AO). Die dort 

vorgegebenen Fristen zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen zwei bis zehn Jahre. In 

Fällen der Beschaffung im Zusammenhang mit EU-geförderten Programmen beträgt die 

Aufbewahrungsfrist in der Regel 10 Jahre nach Ablauf des Förderprogramms. 

• Nach § 147 Abs. 1 Nr. 1 AO sowie § 257 Abs. Nr. 1 HGB beträgt die Aufbewahrungsfrist in der 

Regel 10 Jahre nach Abschluss der Beschaffung. 

• Erhaltung von Beweismitteln im Rahmen der gesetzlichen Verjährungsvorschriften. Nach den 

§§ 195 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) können diese Verjährungsfristen bis zu 30 

Jahre betragen, wobei die regelmäßige Verjährungsfrist drei Jahre beträgt. 

 

7. Welche Datenschutzrechte haben Sie? 

a) Recht auf Auskunft 

Es besteht ein Recht auf Auskunft betreffend der von der Vergabestelle verarbeiteten 

personenbezogenen Daten. 

b) Recht auf Berichtigung 

Es besteht ein Recht auf Berichtigung, sofern die den Bewerber/Bieter betreffenden Angaben nicht 

(mehr) zutreffend sind. Unvollständige Daten können vervollständigt werden. 

c) Recht auf Löschung 

Es besteht grundsätzlich ein Recht auf Löschung der personenbezogenen Daten. Der Anspruch 

hängt jedoch u. a. davon ab, ob die Daten zur Erfüllung der Aufgaben noch benötigt werden (s.a. 

Dauer der Speicherung). 

d) Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 

Es besteht ein Recht, eine Einschränkung der Verarbeitung der Daten des Bewerbers/Bieters zu 

verlangen. 

e) Recht auf Widerspruch 

Es besteht das Recht, aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation des Bewerbers/ Bieters 

ergeben, der Verarbeitung der diesen betreffenden Daten zu widersprechen, sofern nicht ein 

überwiegendes öffentliches Interesse oder eine Rechtsvorschrift dem entgegensteht. 
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f) Recht auf Unterrichtung 

Es besteht ein Recht auf Unterrichtung, an welchen Empfänger Informationen weitergeleitet 

wurden, die berichtigt worden sind, die gelöscht wurden oder deren Verarbeitung eingeschränkt 

wurde. 

g) Recht auf Datenübertragbarkeit 

Sie haben unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Übertragung der Sie betreffenden 

personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und 

maschinenlesbaren Format, wenn die Verarbeitung auf einer Einwilligung oder einem Vertrag 

beruht und mit Hilfe automatisierter Verfahren erfolgt. 

h) Recht auf Widerruf 

Es besteht ein Recht eine erteilte Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten zu 

widerrufen. Dies gilt auch für den Widerruf von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der 

Datenschutzgrundverordnung, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden sind. Bitte 

beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft wirkt. Die Rechtmäßigkeit der Verarbeitungen, 

die vor dem Widerruf erfolgt sind, wird davon nicht berührt. 

i) Recht auf Beschwerde 

Es besteht ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde. 

8. Besteht eine Pflicht zur Bereitstellung der personenbezogenen Daten? 

Im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung ist es erforderlich, dass Sie diejenigen 

personenbezogenen Daten bereitstellen, die für die Aufnahme und Durchführung einer 

Geschäftsbeziehung und der Erfüllung der damit verbundenen vertraglichen Pflichten erforderlich 

sind oder zu deren Erhebung wir gesetzlich verpflichtet sind. Ohne diese Daten werden wir in der 

Regel nicht in der Lage sein, Verträge mit Ihnen zu schließen oder diese auszuführen. Sollten Sie 

uns notwendige Informationen und Unterlagen nicht zur Verfügung stellen, dürfen wir die von 

Ihnen gewünschte Geschäftsbeziehung nicht aufnehmen oder fortsetzen. 

9. Findet eine automatisierte Entscheidungsfindung statt? 

Zur Begründung und Durchführung der Geschäftsbeziehung nutzen wir elektronische 

Unterstützung, aber grundsätzlich keine vollautomatisierte Entscheidungsfindung gemäß Art. 22 

DSGVO. Sollten wir diese Verfahren in Einzelfällen einsetzen, werden wir Sie - sofern es 

gesetzlich vorgegeben ist - hierüber gesondert informieren. 

10. Änderung des Zwecks der Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten teilweise Ihre Daten mit dem Ziel, bestimmte persönliche Aspekte zu bewerten 

(Profiling). Wir setzen Profiling beispielsweise in Fällen von Teilnahmewettbewerben bei der 

Vergabe von Dienstleistungen von Beraterteams, Dozenten und Coaching ein. Zudem wird im 

Rahmen der Risikoanalyse nach LkSG ein Scoring erstellt, um den weiteren Handlungsbedarf zu 

bestimmen. Wenn der Zweck der Verarbeitung der Daten durch uns geändert werden soll, werden 

Sie vorher darüber informiert. 

 

Einzelfallbezogenes Widerspruchsrecht    

Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, 

jederzeit gegen die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten, die aufgrund 
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von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e DS-GVO (Datenverarbeitung im öffentlichen Interesse) 

und Artikel 6 Absatz  1 Buchstabe f der DS-GVO (Datenverarbeitung auf der Grundlage einer 

Interessenabwägung) erfolgt, Widerspruch einzulegen. 

Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr 

verarbeiten, es sei denn, wir können zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung 

nachweisen, die Ihren Interessen, Rechten und Freiheiten überwiegen, oder die 

Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 

Rechtsansprüchen. 
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VGF 140/26 Internetdienstleister Bewertungsmatrix

Zuschlagskriterien Gewichtung in Prozent max. erreichbare Punkte
Preis, darunter:
- Tagessätze für verschiedene Rollen
- Jahrespauschalen Support & Hosting
- Schulungen (Basis & Optionen)

60%

1.200, darunter:
- 700 Punkte
- 400 Punkte
- 100 Punkte

Anforderungskatalog, darunter:
- Allgemeine Anforderungen
- Anforderungen CMS
- Anforderungen Störungstool
- Andorderungen Hosting
- Anforderungen Schulung
- Anforderungen Support

30%

600, darunter:
- 60
- 144
- 123
- 213
- 18
- 42

Pitch, darunter:
- Qualität des Designs und der Gestaltung
- Konzept
- Gesamteindruck der Präsentation
- Gesamteindruck der Agentur

10%

200, darunter:
- 50
- 50
- 50
- 50
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Digital signiert von MG37
DN: cn=MG37, ou=VGF,
email=R.Mueller-Bidinger@VGF-
FFM.DE
Grund: Rechtlich geprüft und für NA05
freigegeben
Datum: 2026.08.25 14:04:16 +02'00'

MG37Digital signiert von A01J
DN: cn=A01J, ou=VGF,
email=a.appel@VGF-FFM.de
Datum: 2026.08.25 15:17:59
+02'00'

A01JDigital signiert von RA52
DN: cn=RA52, ou=VGF,
email=a.rueckschloss@vgf-ffm.de
Datum: 2026.08.27 16:51:32
+02'00'

Digital signiert von Hc62
DN: cn=Hc62, ou=VGF,
email=f.habersack@vgf-ffm.de
Datum: 2026.09.07 08:26:05
+02'00'

Hc62

27



1

Anlage 1 EVB-IT Vertrag: Anforderungen CMS

Benutzerfreundliches Backend Intuitive Oberfläche mit klar strukturierter
Seitenhierarchie und modularen Content-
Elementen inkl. Vorschaufunktion

WYSIWYG-Editor Visueller Editor für einfache Content-
Erstellung ohne HTML-Kenntnisse

Einfache Content-Erstellung Erstellung und Pflege von Texten, Bildern,
Videos und Downloads ohne
Programmierkenntnisse

Medien-Verwaltung Zentrale Mediathek mit Upload,
Kategorisierung, Suche und Vorschau

Versionierung Versionsverwaltung für Inhalte mit Rollback-
Möglichkeit

Rollen- und Rechtekonzept Ausgereiftes System zur Abbildung von
Autor:in, Redakteur:in, Administrator:in mit
diƯerenzierten ZugriƯsrechten - Least-
Privilege-Prinzip, Rollentrennung,
halbjährliche Rechte-Reviews

Freigabe-Workflow Mehrstufiger Freigabeprozess für sensible
Inhalte - Pflicht-Workflow für sicherheits-
oder rechtsrelevante Inhalte

Responsives Design Mobile-First-Ansatz, optimierte Darstellung
auf Smartphones, Tablets, Desktop

Corporate Design Integration Umsetzung des VGF Corporate Designs inkl.
Styleguide

Meta-Daten Pflege Einfache Pflege von Meta-Title, Meta-
Description, Keywords

Open Graph Tags Automatische oder manuelle Pflege von OG-
Tags für Social Media

Sprechende URLs Automatische Generierung SEO-freundlicher
URLs mit manueller Anpassungsmöglichkeit

Sitemap-Generierung Automatische XML-Sitemap-Erstellung und -
Aktualisierung

SEO-Analyse und Empfehlungen Regelmäßige SEO-Analysen mit konkreten
Optimierungsempfehlungen

Deutsch/Englisch
Erweiterbarkeit weitere Sprachen
Übersetzungs-Tool

Vollständige Unterstützung für mind. 2
Sprachen mit einfacher Sprachumschaltung
Technische Möglichkeit zur Erweiterung um
weitere Sprachen
Integration automatisierter Übersetzungs-
Tools

BITV 2.0 / WCAG 2.1 Level AA
Barrierefreiheits-Prüfung
Barrierefreiheits-Tool

Umsetzung nach HessBGG/HVBIT/EU
2016/2102
Automatisierte Prüftools und manuelle Tests
Integration von Tools wie Eye-Able zur
Unterstützung
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Caching-Mechanismen EƯiziente Caching-Strategien (Varnish, Redis
o.ä.)

CDN-Integration Unterstützung Content Delivery Networks -
CDN bevorzugt EU-Anbieter; DSGVO-
Bewertung (IP-Adressen)

Lazy Loading Verzögertes Laden von Bildern und Medien
REST-API Moderne REST-API für externe Systeme -

Authentifizierung (OAuth2/Token), Rate-
Limiting, Security-Logging

Rexx-Integration Anbindung HR-System Rexx für Karriereseite
Störungstool-Integration Integration der JSON-API des Störungstools
Vergabeplattform Anbindung NodeJS-basierte

Vergabeplattform
AboOnline-Portal Integration des AboOnline-Portals
Volltextsuche
Filtermöglichkeiten
Autosuggest

Leistungsfähige Volltextsuche über alle
Inhalte (Apache Solr o.ä.)
Facettierte Suche mit Filteroptionen
Automatische Suchvorschläge während der
Eingabe

Plugin-/Extension-System
Custom Extensions

Modulares System zur Erweiterung der
Funktionalität
Möglichkeit zur Entwicklung
kundenspezifischer Extensions

Content-Migration
Metadaten-Migration

Migration aller Texte, Bilder, Downloads aus
bestehendem System
Übernahme relevanter Metadaten (SEO,
Kategorien, etc.)

URL-Struktur Erhaltung oder saubere Weiterleitung
bestehender URLs

Formular-Editor Einfacher visueller Formular-Editor ohne
Programmierung

DSGVO-Konformität Double-Opt-In, Datenschutzerklärung,
Consent-Management -Zweckbindung,
Verschlüsselung, Protokollierung der
Einwilligungen

Spam-Schutz Wirksamer, barrierearmer und
datenschutzfreundlicher Spam-Schutz
(Captcha, Honeypot o.ä.)
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Anlage 2 EVB-IT Vertrag: Anforderungen Störungstool

Ruby on Rails Betrieb und Weiterentwicklung auf Ruby on
Rails 7.1 oder aktueller

Hochverfügbarkeit 99,5 % Verfügbarkeit, max. 3,65h/Monat
Ausfall

Antwortzeiten API-Antwortzeiten <500ms bei 95 % der
Anfragen

JSOn-API Bereitstellung JSON-API für CMS-Integration

API-Dokumentation Vollständige und aktuelle API-Dokumentation
(OpenAPI/Swagger)

Deutsche Bahn API Anbindung an DB Open Data API (FaSta) für
Aufzüge/Rolltreppen

API-Fehlerbehandlung Robuste Fehlerbehandlung bei API-Ausfällen
exterener Systeme

Betriebsmeldungen Verwaltung aktueller Betriebsmeldungen
(unplanmäßige Störungen)

Geplante Arbeiten Verwaltung geplanter Bauarbeiten und
Ereignissen

Barrierefreie Haltestellen Informationen zu barrierefrei ausgebauten
Haltestellen

Aufzugsststörungen VGF Rolltreppen- und Aufzugsstörungen VGF
Aufzugsststörungen DB Rolltreppen- und Aufzugsstörungen DB
Systemüberwachung 24/7 Monitoring mit automatischen

Alarmierungen (Error-Tracking via Sentry oder
vergleichbar)

Logging Zentrales Logging aller Ereignisse und Fehler -
Revisionssichere Logs, Aufbewahrung ≥180
Tage, rollenbasierter ZugriƯ

Sentry-Integration Error-Tracking via Sentry oder vergleichbares
System

Updates Regelmäßige Updates von Ruby on Rails und
Dependencies

Security Patches Zeitnahe Einspielung von Sicherheitsupdates
- Kritische Sicherheitsupdates sind innerhalb
von 24 Stunden, hohe Risiken innerhalb von
72 Stunden und sonstige sicherheitsrelevante
Updates innerhalb von 30 Tagen
einzuspielen.

API-Anpassungen Reaktion auf Änderungen externer APIs (DB,
etc.)

Datensicherung Tägliche Backups mit Aufbewahrung mind. 30
Tage - OƯline Backups, Backups 
verschlüsselt
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Wiederherstellung Dokumentiertes und getestetes Recovery-
Verfahren - Regelmäßige Recovery-Tests mit
Nachweis

Neue Datenquellen Flexibilität zur Anbindung weiterer
Datenquellen

Historie Langzeit-Archivierung von
Störungsmeldungen

Übernahme Supportleistungen Anlegen neuer Verkehrsmittel etc. und
Fehlerbehebungen, Weiterentwicklungen

Benutzerhandbuch Erstellen und Pflege Benutzerhandbuch für
Anwendergruppen
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Anlage 3 EVB-IT Vertrag: Anforderungen Hosting

High-Availabliity-Setup HA-Setup mit mehreren Servern und Failover-
Mechanismen

Zwei Standorte Betrieb in mindestens zwei physisch
getrennten Rechenzentren - Physische,
logische und organisatorische Trennung;
getrennte Stromversorgung und Netzanbieter

SLA 99,5% Garantierte Verfügbarkeit von mind. 99,5%
(monatlich)

Automatisches Failover Automatische Umschaltung bei Ausfall eines
Standorts

Webserver Apache oder nginx mit akutellen Versionen
Datenbank MariaDB 10.6+ oder MySQL 8.0+ (Einsatz

ausschließlich LTS-Versionen mit aktivem
Security-Support (EOL-Betrieb unzulässig)

PHP-Version PHP 8.3+ mit regelmäßigen Updates
(Regelmäßige Security-Updates, kein Betrieb
nach EOL)

Varnish Cache Varnish für Frontend-Caching
Apache Solr Solr-Search-Server mit Bereitstellung von

Solr-Kernen
Redis/Memcached Object-Caching für Performance
Datenreplikation Verschlüsselte Echtzeit-Replikation zwsichen

Standorten - Verschlüsselung mind. TLS 1.3 /
AES-256 für Replikation

Dateisynchronisation Automatische Synchronisation von Uploads
und Assets

3 Instanzen Production, Testing, Integraton/Entwicklung
Automatisiertes Deployment CI/CD-Pipeline mit automatisiertem

Deployment
Deployment-Tool Deployer, Ansible oder vergleichbare Tools
Tägliche Backups Automatische tägliche Sicherung aller Daten

(Backup-Strategie nach 3-2-1-Regel. (3
Kopien der Daten, auf 2 unterschiedlichen
Speichermedien, davon 1 Backup extern
(OƯsite))

Backup-Aufbewahrung Aufbewahrung mind. 30 Tage
OƯsite-Backup Backup-Kopien an geografisch getrenntem

Standort
Recovery-Test Quartalsweise Tests der

Wiederherstellbarkeit - Restore-Tests mind.
jährlich mit Protokoll

Server-Monitoring Überwachung CPU, RAM, Disk, Network
Anwendungs-Monitoring Monitoring von PHP, DB, Webserver
Uptime-Monitoring Externe http/https-Verfügbarkeitsprüfung (<

5min. Intervall)
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Alerting Automatische Alarmierung bei
Schwellwertüberschreitung

Monitoring-Dashboard Dashboard mit Echtzeit-Metriken für VGF
SSL/TLS TLS 1.3 mit A+ Rating (SSLLabs) - TLS 1.3

primär, TLS 1.2 nur mit sicheren
Verschlüsselungsverfahren als Fallback

Zertifkatsverwaltung Verwaltung SSL-Zertifikate in Abstimmung
mit Mainova AG

Firewall WAF (Web Application Firewall) - WAF-Regeln
gem. OWASP Top 10. Überwachung der
Webpräsenz auf Schadcode, unautorisierte
Änderungen und
Kompromittierungsindikatoren mit
automatischer Alarmierung.

DDoS-Schutz Schutz vor DDoS-AngriƯen
Intrusion Detection IDS/IPS zur AngriƯserkennung - IDS/IPS mit

Alarmierung und definiertem
Reaktionsprozess

Security Updates Zeitnahe Einspielung von OS- und
Anwendungs-Patches

Härtung Server-Härtung nach Best Practices - Server-
Härtung nach CIS Benchmarks oder BSI-
Empfehlungen mit Nachweis

DSGVO-Konformität Vollständige Einhaltung DSGVO-
Anforderungen

EU-Rechenzentren Hosting vorzugsweise in Deutschland oder
europäischen Rechenzentren - Bevorzugt EU-
Unternehmen (Ownership &
Rechtsprechung); Alternativen nur mit
gleichwertigen Schutzmaßnahmen

AV-Vertrag AVV nach Art. 28 DSGVO
Ladezeiten Time to First Byte <200ms, Full Page Load <2s
Ressourcen Skalierbare Ressourcen (CPU, RAM) bei

Lastspitzen
Wartungsfenster Geplante Wartungen außerhalb

Geschäftszeiten, Ankündigung 7 Tage
Koordination RZ Koordination mit Rechenzentrumsbetreiber

bei Hardware-Wartung
OSM-Tile-Server DSGVO-konformer OpenStreetMap-Tile-

Server
URL-Shortener YOURLS oder vergleichbarer URL-Shortener-

Service
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Anlage 4 EVB-IT Vertrag: Anforderungen Schulung

Basis-Schulung Redakteure Grundlagen-Schulung für Redakteur:innen
Fortgeschrittenen-Schulung Optional: Vertiefungs-Schulung für erfahrene

Redakteur:innen
Schulungsort/Remote Primär Online (Remote), falls notwendig vor

Ort
Administrator-Schulung Optional: Technische Schulung für

Administrator:innen
Erweiterte Admin-Schulung Optional: Vertiefung für komplexe Admin-

Aufgaben
Redaktionshandbuch Kompaktes, verständliches

Redaktionshandbuch (PDF, max. 30 Seiten)
Quick Reference Guide Kompakte Schnellreferenz (1-2 Seiten)
Technische Dokumentation Vollständige technische Dokumentation

(Installation, Konfiguration, Extensions)
Schnittstellen-Dokumentation Dokumentation aller Schnittstellen und APIs
Deployment-Dokumentation Dokumentation des Deployment-Prozesses
Notfall-Handbuch Dokumentation für Notfallszenarios und

Recovery (Security-Kontaktlisten,
Eskalations- und Wiederanlaufpläne
enthalten)

Dokumentations-Updates Aktualisierung der Dokumentation bei
wesentlichen Änderungen

Refresh-Schulungen Optional: Jährliche AuƯrischungsschulungen
Train-the-Trainer Optional: Schulung interner Multiplikatoren
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Anlage 5 EVB-IT Vertrag: Anforderungen Support/Tätigkeitsverzeichnis

Der Website-Support erstreckt auf folgende Website(s) des Auftraggebers:

Internetseiten Supportumfang
https://www.vgf-ffm.de monatlich 40 Stunden fix vereinbart
https://www.vgf-ffm.de/karriere monatlich 2 Stunden fix vereinbart
https://www.ebbelwei-express.de monatlich 5 Stunden fix vereinbart
https://zeitmaschine.vgf-ffm.de monatlich 3 Stunden fix vereinbart
https://vergabe.vgf-ffm.de monatlich 2 Stunden fix vereinbart
https://stoerung.vgf-ffm.de monatlich 2 Stunden fix vereinbart

Tätigkeitsverzeichnis:
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Professionelles Ticket-System

Priorisierung

Status-Tracking

Webbasiertes Ticket-System mit E-Mail-
Integration
Automatische oder manuelle Priorisierung
(Kritisch, Hoch, Normal)
Transparte Statusverfolgung (Neu,
Zugewiesen, In Bearbeitung, Gelöst,
Geschlossen)

SLA-Definition Klar definierte Reaktions- und Lösungszeiten
je Priorität

Reaktionszeit "Kritisch" Max. 1 Std. bei kritischen Störungen
Reaktionszeit "Hoch" Max. 4 Std. bei hoher Priorität
Reaktionszeit "Normal" Max. 8 Std. (ein Arbeitstag) normaler Priorität
Lösungszeit "Kritisch" Max. 4 Std. bei kritischen Störungen
Lösungszeit "Hoch" Max. 8 Std. (ein Arbeitstag) hoher Priorität
Lösungszeit "Normal" Max. 24 Std. (drei Arbeitstage) bei normaler

Priorität
Servicezeiten: Werktags 09:00 - 18:00 Uhr

Bereitschaft kritische Systeme

Erreichbarkeit

Support während regulärer Geschäftszeiten
(Montag - Freitag)
24/7 Bereitschaft für kritische Störungen
außerhalb der Geschäftszeiten
Telefon, E-Mail, Ticket-System

Technischer Support:

Fehleranalyse

Problembehebung

Wiederherstellung

Updates

Systemtuning

Konfigurationsänderungen

Forensische Untersuchung

Systematische Analyse und Dokumentation
von Fehlern
Behebung technischer Probleme und
Störungen
Wiederherstellung bei Systemausfall oder
Datenverlust
Einspielen von Sicherheits- und
Versionsupdates - Patch-Management-
Prozess mit Kritikalitätsbewertung
Performance-Optimierung und Systemtuning

Anpassung Systemkonfigurationen nach
Bedarf

Bei Sicherheitsvorfällen unterstützt der
Auftragnehmer den Auftraggeber durch
Bereitstellung relevanter Logdaten,
technischer Informationen und
Ursachenanalysen.
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Inhaltspflege:
Content-Einpflege

Bildbearbeitung

Redaktionelle Anpassungen

Einpflegen von Texten und Bildern nach
Vorgabe, Erstellen neuer Seitenbereiche und
Unterseiten
Einfache Bildbearbeitung (Zuschnitt,
Komprimierung)

Kleinere redaktionelle Änderungen

Beratung:

Technische Beratung

SEO-Beratung

Barrierefreiheit
Performance

Beratung zu technischen Fragestellungen und
Optimierungen
Regelmäßige SEO-Analysen mit konkreten
Empfehlungen
Beratung zur Optimierung der Barrierefreiheit
Beratung zur Performance-Optimierung

Monatliches Reporting Monatlicher Report über Support-Tickets,
Verfügbarkeit, Performance, Webstatistik
(www.vgf-Ưm.de und Seitensegment 
www.vgf-Ưm.de/Tickets, Tarife, Pläne)

Incident-Reports Detaillierte Berichte bei kritischen Störungen
- Pflicht bei Sicherheitsvorfällen inkl.
Ursachenanalyse und Maßnahmen (KRITIS
und NIS2). Zusätzliche Nachbereitung von
Sicherheitsvorfällen. Quartalsweise
Bereitstellung eines Security-Reports mit
AngriƯsstatistik, Patchstatus,
Schwachstellenstatus und
Sicherheitsvorfällen.

SLA-Reporting Quartalsweise Auswertung der SLA-
Einhaltung

Eskalationsprozess Definierter Eskalationspfad bei nicht
eingehaltenen SLAs inkl. separater Security-
Eskalationspfad, Meldung ≤24h

Management-Ansprechpartner Benannter Management-Ansprechpartner für
Eskalationen
Geeignete Maßnahmen zur Abwehr von
DDos-AngriƯen und sonstige 
kompromitierende AngriƯe/Einflüsse auf die 
Webseiten

Störungs-/Fehlerbehebungen Behebung verschiedener Kategorien von
Störungen und Fehlern die während der
Nutzung durch den Kunden oder durch
externe Besucher der Website auftreten
können

Weiterentwicklung von Features Bestehende Features werden im Rahmen des
Supports optimiert, ausgebaut und
weiterentwickelt

Redaktionelle und technische
Fragestellungen rund um die Bedienung der
nötigen CM-Systeme.

Redaktionelle und technische Unterstützung
bei der Bedienung von z.B. Content-
Elementen.
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Ausbau der Webseiten Unterstützung bei der technischen und
redaktionellen Weiterentwicklung der
Webpräsenzen.
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Anlage 6 EVB-IT Vertrag: Anforderungen Einzelaufträge/Projekte (Dienstleistungen
gemäß Nr. 2 EVB-IT-Dienstvertrag)

1. Auf der Grundlage dieses EVB-IT-Dienstvertrags können weitere Leistungen/Projekte
beauftragt werden. Der genaue Leistungsumfang wird für jede weitere zu beauftragende
Dienstleistung bzw. jedes Projekt konkret, individuell vereinbart und schriftlich bzw. in Textform
beauftragt.

2. Jeder Einzelauftrag/Projekt hat die nachfolgenden Punkte zu umfassen:

- detaillierte Beschreibung der zu erbringenden Leistungen
- möglicher Zeitplan und/oder Meilensteine
- Vergütungsregelungen, Lizenzgebühren, etc.
- Ansprechpartner beider Parteien
- Spezifische Anforderungen an Dokumentation
- Vergütung des Beraters
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Vertrag zur Auftragsverarbeitung gemäß Art. 28 DS-GVO

Auftragsverarbeitungsvertrag
zwischen der

................................................................................................

- Verantwortlicher - nachstehend Auftraggeber genannt -

und dem/der

................................................................................................

- Auftragsverarbeiter - nachstehend Auftragnehmer genannt

[ggf.: Vertreter gemäß Art. 27 DS-GVO:

................................................................................................]

1. Gegenstand und Dauer des Auftrags

(1) Gegenstand

☐ Der Gegenstand des Auftrags ergibt sich aus der
Leistungsvereinbarung/SLA/................................................. vom ..................., auf die hier
verwiesen wird (im Folgenden Leistungsvereinbarung).

oder

☐ Gegenstand des Auftrags zum Datenumgang ist die Durchführung folgender Aufgaben
durch den Auftragnehmer: ……………………………………………………………………
(Definition der Aufgaben)

(2) Dauer

☐ Die Dauer dieses Auftrags (Laufzeit) entspricht der Laufzeit der Leistungsvereinbarung.
Die Möglichkeit zur fristlosen Kündigung bleibt hiervon unberührt.

oder (insbesondere, falls keine Leistungsvereinbarung zur Dauer besteht)

☐ Der Auftrag wird zur einmaligen Ausführung erteilt. Die Möglichkeit zur fristlosen
Kündigung bleibt hiervon unberührt.

oder
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☐ Die Dauer dieses Auftrags (Laufzeit) ist befristet bis zum ................... Die Möglichkeit
zur fristlosen Kündigung bleibt hiervon unberührt.

oder

☐ Der Auftrag ist unbefristet erteilt und kann von beiden Parteien mit einer Frist von
................... zum ................... gekündigt werden. Die Möglichkeit zur fristlosen Kündigung
bleibt hiervon unberührt.

(3) Der Auftraggeber kann den Vertrag jederzeit ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn
ein schwerwiegender Verstoß des Auftragnehmers gegen Datenschutzvorschriften oder die
Bestimmungen dieses Vertrages vorliegt, der Auftragnehmer eine Weisung des Auftraggebers
nicht ausführen kann oder will oder der Auftragnehmer Kontrollrechte des Auftraggebers
vertragswidrig verweigert. Insbesondere die Nichteinhaltung der in diesem Vertrag
vereinbarten und aus Art. 28 DS-GVO abgeleiteten Pflichten stellt einen schweren Verstoß
dar.

2. Konkretisierung des Auftragsinhalts

(1) Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene Daten ausschließlich im Rahmen
dieser getroffenen Vereinbarungen und nach Weisungen des Auftraggebers, sofern er nicht
zu einer anderen Verarbeitung durch das Recht der Europäischen Union oder der
Mitgliedstaaten, dem der Auftragnehmer unterliegt, hierzu verpflichtet ist (z. B. Ermittlungen
von Strafverfolgungs- oder Staatsschutzbehörden); in einem solchen Fall teilt der
Auftragnehmer dem Auftraggeber diese rechtlichen Anforderungen vor der Verarbeitung mit,
sofern das betreffende Recht eine solche Mitteilung nicht wegen eines wichtigen öffentlichen
Interesses verbietet (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit. a DS-GVO).

(2) Art und Zweck der vorgesehenen Verarbeitung von Daten

☐ Art und Zweck der Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Auftragnehmer
für den Auftraggeber sind konkret beschrieben in der Leistungsvereinbarung vom
...................

oder

☐ Nähere Beschreibung des Auftragsgegenstandes im Hinblick auf Art und Zweck der
Aufgaben des Auftragnehmers: ........................................

Die Erbringung der vertraglich vereinbarten Datenverarbeitung findet ausschließlich in einem
Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum statt. Jede Verlagerung in ein Drittland bedarf der
vorherigen Zustimmung des Auftraggebers und darf nur erfolgen, wenn die besonderen
Voraussetzungen der Art. 44 ff. DS-GVO erfüllt sind.

Nachfolgendes ist nur auszufüllen, sofern die Verarbeitung nicht in einem Mitgliedsstaat der
Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum erfolgt.

Das angemessene Schutzniveau in ……………………….
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☐ ist festgestellt durch einen Angemessenheitsbeschluss der Kommission (Art. 45
Abs. 3 DS-GVO);

☐ wird hergestellt durch verbindliche interne Datenschutzvorschriften (Art. 46 Abs.
2 lit. b i.V.m. 47 DS-GVO);

☐ wird hergestellt durch Standarddatenschutzklauseln (Art. 46 Abs. 2 litt. c und d
DS-GVO);

☐ wird hergestellt durch genehmigte Verhaltensregeln (Art 46 Abs. 2 lit. e i.V.m. 40
DS-GVO);

☐ wird hergestellt durch einen genehmigten Zertifizierungsmechanismus (Art. 46
Abs. 2 lit. f i.V.m. 42 DS-GVO).

☐ wird hergestellt durch sonstige Maßnahmen: ……………………………. (Art. 46
Abs 2 lit. a, Abs. 3 litt. a und b DS-GVO)

Details zur Feststellung/Herstellung des Schutzniveaus sind/werden in Anlage 2 zu diesem
Vertrag dargestellt.

(3) Art der Daten

☐ Die Art der verwendeten personenbezogenen Daten ist in der Leistungsvereinbarung
konkret beschrieben unter: .......................

oder

☐ Gegenstand der Verarbeitung personenbezogener Daten sind folgende Datenarten/-
kategorien (Aufzählung/Beschreibung der Datenkategorien)

☐ Personenstammdaten

☐ Kommunikationsdaten (z.B. Telefon, E-Mail)

☐ Vertragsstammdaten (Vertragsbeziehung, Produkt- bzw. Vertragsinteresse)

☐ Kund:innenhistorie

☐ Vertragsabrechnungs- und Zahlungsdaten

☐ Planungs- und Steuerungsdaten

☐ Auskunftsangaben (von Dritten, z.B. Auskunfteien, oder aus öffentlichen
Verzeichnissen)

☐...

(4) Kategorien betroffener Personen

☐ Die Kategorien der durch die Verarbeitung betroffenen Personen sind in der
Leistungsvereinbarung konkret beschrieben unter: ..................................

oder

☐ Die Kategorien der durch die Verarbeitung betroffenen Personen umfassen:

☐ Kund:innen
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☐ Interessent:innen

☐ Abonnent:innen

☐ Beschäftigte

☐ Lieferant:innen

☐ Handelsvertreter:innen

☐ Ansprechpartner:innen

☐ ...

(5) Änderungen des Verarbeitungsgegenstandes und Verfahrensänderungen sind
gemeinsam zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer abzustimmen und schriftlich oder in
einem dokumentierten elektronischen Format festzulegen.

3. Technisch-organisatorische Maßnahmen

(1) Der Auftragnehmer hat die Umsetzung der im Vorfeld der Auftragsvergabe dargelegten
und erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen vor Beginn der
Verarbeitung, insbesondere hinsichtlich der konkreten Auftragsdurchführung zu
dokumentieren und dem Auftraggeber zur Prüfung zu übergeben. Bei Akzeptanz durch den
Auftraggeber werden die dokumentierten Maßnahmen Grundlage des Auftrags. Soweit die
Prüfung/ein Audit des Auftraggebers einen Anpassungsbedarf ergibt, ist dieser
einvernehmlich umzusetzen.

(2) Der Auftragnehmer hat die Sicherheit gem. Art. 28 Abs. 3 lit. c, 32 DS-GVO insbesondere
in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1, Abs. 2 DS-GVO herzustellen. Insgesamt handelt es sich bei
den zu treffenden Maßnahmen um Maßnahmen der Datensicherheit und zur Gewährleistung
eines dem Risiko angemessenen Schutzniveaus hinsichtlich der Vertraulichkeit, der Integrität,
der Verfügbarkeit sowie der Belastbarkeit der Systeme. Dabei sind der Stand der Technik, die
Implementierungskosten und die Art, der Umfang und die Zwecke der Verarbeitung sowie die
unterschiedliche Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere des Risikos für die Rechte und
Freiheiten natürlicher Personen im Sinne von Art. 32 Abs. 1 DS-GVO zu berücksichtigen
[Einzelheiten in Anlage 1].

(3) Die Verarbeitung von Daten außerhalb geschützter geschäftlicher Infrastruktur beim
Auftragnehmer respektive bei dessen Subunternehmen ist nicht gestattet. Die erforderlichen
technischen und organisatorischen Maßnahmen zum angemessenen Schutz der
personenbezogenen Daten sind seitens des Auftragnehmers zu gewährleisten.

(4) Die technischen und organisatorischen Maßnahmen unterliegen dem technischen
Fortschritt und der Weiterentwicklung. Insoweit ist es dem Auftragnehmer gestattet, alternative
adäquate Maßnahmen umzusetzen. Dabei darf das Sicherheitsniveau der festgelegten
Maßnahmen nicht unterschritten werden. Wesentliche Änderungen sind zu dokumentieren
und die Anlage 1 ist entsprechend zu aktualisieren.
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4. Betroffenenrechte

(1) Der Auftragnehmer darf die Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, nicht eigenmächtig
sondern nur nach dokumentierter Weisung des Auftraggebers berichtigen, löschen oder deren
Verarbeitung einschränken. Soweit eine betroffene Person sich diesbezüglich unmittelbar an
den Auftragnehmer wendet, wird der Auftragnehmer dieses Ersuchen unverzüglich an den
Auftraggeber weiterleiten.

(2) Soweit vom Leistungsumfang umfasst, sind Löschkonzept, Recht auf Vergessenwerden,
Berichtigung, Datenportabilität und Auskunft nach dokumentierter Weisung des Auftraggebers
unmittelbar durch den Auftragnehmer sicherzustellen.

5. Qualitätssicherung und sonstige Pflichten des Auftragnehmers

Der Auftragnehmer hat zusätzlich zu der Einhaltung der Regelungen dieses Auftrags
gesetzliche Pflichten gemäß Art. 28 bis 33 DS-GVO; insofern gewährleistet er insbesondere
die Einhaltung folgender Vorgaben:

a) ☐ Schriftliche Bestellung eines/einer Datenschutzbeauftragte/n, der/die seine/ihre
Tätigkeit gemäß Art. 38 und 39 DS-GVO ausübt.

☐ Dessen/Deren Kontaktdaten werden dem Auftraggeber zum Zweck der
direkten Kontaktaufnahme mitgeteilt. Ein Wechsel des
Datenschutzbeauftragten wird dem Auftraggeber unverzüglich
mitgeteilt.

☐ Als Datenschutzbeauftragte/r ist beim Auftragnehmer Herr/Frau
[Eintragen: Vorname, Name, Organisationseinheit, Telefon, E-Mail]
bestellt. Ein Wechsel des Datenschutzbeauftragten ist dem
Auftraggeber unverzüglich mitzuteilen.

☐ Dessen jeweils aktuelle Kontaktdaten sind auf der Homepage des
Auftragnehmers leicht zugänglich hinterlegt.

b) ☐ Der Auftragnehmer ist nicht zur Bestellung eines/einer
Datenschutzbeauftragten verpflichtet. Als Ansprechpartner/in beim Auftragnehmer
wird Herr/Frau [Eintragen: Vorname, Name, Organisationseinheit, Telefon, E-Mail]
benannt.

c) ☐ Da der Auftragnehmer seinen Sitz außerhalb der Union hat, benennt er
 folgenden Vertreter nach Art. 27 Abs. 1 DS-GVO in der Union: [Eintragen:
 Vorname, Name, Organisationseinheit, Telefon, E-Mail].

d) Die Wahrung der Vertraulichkeit gemäß Art. 28 Abs. 3 S. 2 lit. b, 29, 32 Abs. 4 DS-
GVO. Der Auftragnehmer setzt bei der Durchführung der Arbeiten nur Beschäftigte
ein, die auf die Vertraulichkeit verpflichtet und zuvor mit den für sie relevanten
Bestimmungen zum Datenschutz vertraut gemacht wurden. Der Auftragnehmer
und jede dem Auftragnehmer unterstellte Person, die Zugang zu
personenbezogenen Daten hat, dürfen diese Daten ausschließlich entsprechend
der Weisung des Auftraggebers verarbeiten einschließlich der in diesem Vertrag
eingeräumten Befugnisse, es sei denn, dass sie gesetzlich zur Verarbeitung
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verpflichtet sind. In einem solchen Fall teilt der Auftragnehmer dem Auftraggeber
diese rechtlichen Anforderungen vor der Verarbeitung mit, sofern das betreffende
Recht eine solche Mitteilung nicht wegen eines wichtigen öffentlichen Interesses
verbietet (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit. a DS-GVO).

e) Der Auftragnehmer wird unter Berücksichtigung der Art der Verarbeitung und der
ihm zur Verfügung stehenden Informationen den Auftraggeber bei der Einhaltung
der in den Artikeln 32 bis 36 DS-GVO genannten Pflichten unterstützen.

f) Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Umsetzung und Einhaltung aller für diesen
Auftrag erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß Art.
28 Abs. 3 S. 2 lit. c, 32 DS-GVO [Einzelheiten in Anlage 1].

g) Der Auftraggeber und der Auftragnehmer arbeiten auf Anfrage mit der
Aufsichtsbehörde bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zusammen.

h) Der Auftragnehmer informiert den Auftraggeber unverzüglich über
Kontrollhandlungen und Maßnahmen der Aufsichtsbehörde, soweit sie sich auf
diesen Auftrag beziehen. Dies gilt auch, soweit eine zuständige Behörde im
Rahmen eines Ordnungswidrigkeits- oder Strafverfahrens in Bezug auf die
Verarbeitung personenbezogener Daten bei der Auftragsverarbeitung beim
Auftragnehmer ermittelt.

i) Soweit der Auftraggeber seinerseits einer Kontrolle der Aufsichtsbehörde, einem
Ordnungswidrigkeits- oder Strafverfahren, dem Haftungsanspruch einer
betroffenen Person oder eines Dritten oder einem anderen Anspruch im
Zusammenhang mit der Auftragsverarbeitung beim Auftragnehmer ausgesetzt ist,
hat ihn der Auftragnehmer nach besten Kräften zu unterstützen.

j) Der Auftragnehmer kontrolliert regelmäßig die internen Prozesse sowie die
technischen und organisatorischen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass die
Verarbeitung in seinem Verantwortungsbereich im Einklang mit den Anforderungen
des geltenden Datenschutzrechts erfolgt und der Schutz der Rechte der
betroffenen Person gewährleistet wird.

k) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, auf Anforderung die getroffenen technischen
und organisatorischen Maßnahmen gegenüber dem Auftraggeber im Rahmen
seiner Kontrollbefugnisse nach Ziffer 7 dieses Vertrages nachzuweisen.

6. Unterauftragsverhältnisse

(1) Als Unterauftragsverhältnisse im Sinne dieser Regelung sind solche Dienstleistungen zu
verstehen, die sich unmittelbar auf die Erbringung der Hauptleistung beziehen. Nicht hierzu
gehören Nebenleistungen, die der Auftragnehmer z.B. als Telekommunikationsleistungen,
Post-/Transportdienstleistungen, Wartung und Benutzerservice oder die Entsorgung von
Datenträgern sowie sonstige Maßnahmen zur Sicherstellung der Vertraulichkeit,
Verfügbarkeit, Integrität und Belastbarkeit der Hard- und Software von
Datenverarbeitungsanlagen in Anspruch nimmt. Der Auftragnehmer ist jedoch verpflichtet, zur
Gewährleistung des Datenschutzes und der Datensicherheit der Daten des Auftraggebers
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auch bei ausgelagerten Nebenleistungen angemessene und gesetzeskonforme vertragliche
Vereinbarungen sowie Kontrollmaßnahmen zu ergreifen.

(2) Der Vertrag mit dem Subunternehmer muss schriftlich abgefasst werden, was auch in
einem elektronischen Format erfolgen kann (Art. 28 Abs. 4 und Abs. 9 DS-GVO).

(3) Der Auftragnehmer darf Unterauftragnehmer (weitere Auftragsverarbeiter) nur nach
vorheriger ausdrücklicher, schriftlicher oder dokumentierter elektronischer Zustimmung des
Auftraggebers beauftragen.

a) ☐ Der Auftraggeber stimmt der Beauftragung der nachfolgenden
Unterauftragnehmer zu unter der Bedingung einer vertraglichen Vereinbarung nach
Maßgabe des Art. 28 Abs. 2-4 DS-GVO:

Firma Unterauftragnehmer Anschrift/Land Leistung

b) ☐ Eine nachträgliche Unterbeauftragung ist unzulässig.

c) ☐ Die Auslagerung auf Unterauftragnehmer oder

☐ der Wechsel bestehender Unterauftragnehmer

sind zulässig, soweit:

- der Auftragnehmer eine solche Auslagerung auf Unterauftragnehmer dem
Auftraggeber eine angemessene Zeit vorab schriftlich oder in Textform oder in
einem dokumentierten elektronischen Format anzeigt und

- der Auftraggeber nicht bis zum Zeitpunkt der Übergabe der Daten gegenüber dem
Auftragnehmer schriftlich oder in Textform Einspruch gegen die geplante
Auslagerung erhebt und

- eine vertragliche Vereinbarung nach Maßgabe des Art. 28 Abs. 2-4 DS-GVO
zugrunde gelegt wird.

- Die Auslagerung der Daten darf erst nach Ablauf der Einspruchsfrist erfolgen.

(4) Die Weitergabe von personenbezogenen Daten des Auftraggebers an den
Unterauftragnehmer und dessen erstmaliges Tätigwerden sind erst mit Vorliegen aller
Voraussetzungen für eine Unterbeauftragung gestattet.

(5) Erbringt der Unterauftragnehmer die vereinbarte Leistung außerhalb der EU/des EWR stellt
der Auftragnehmer die datenschutzrechtliche Zulässigkeit durch entsprechende Maßnahmen
sicher. Gleiches gilt, wenn Dienstleister im Sinne von Abs. 1 Satz 2 eingesetzt werden sollen.

(6) Eine weitere Auslagerung durch den Unterauftragnehmer

☐ ist nicht gestattet;
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☐ bedarf der ausdrücklichen Zustimmung des Hauptauftraggebers (mind.
Textform);

☐ bedarf der ausdrücklichen Zustimmung des Hauptauftragnehmers (mind.
Textform);

sämtliche vertraglichen Regelungen in der Vertragskette sind auch dem weiteren
Unterauftragnehmer aufzuerlegen.

7. Kontrollrechte des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat das Recht, im Benehmen mit dem Auftragnehmer Überprüfungen
durchzuführen oder durch im Einzelfall zu benennende Prüfer durchführen zu lassen. Er hat
das Recht, sich durch Stichprobenkontrollen, die in der Regel rechtzeitig anzumelden sind,
von der Einhaltung dieser Vereinbarung durch den Auftragnehmer in dessen Geschäftsbetrieb
zu überzeugen.

(2) Der Auftragnehmer stellt sicher, dass sich der Auftraggeber von der Einhaltung der
Pflichten des Auftragnehmers nach Art. 28 DS-GVO überzeugen kann. Der Auftragnehmer
verpflichtet sich, dem Auftraggeber auf Anforderung die erforderlichen Auskünfte zu erteilen
und insbesondere die Umsetzung der technischen und organisatorischen Maßnahmen und
der in diesem Vertrag festgelegten Verpflichtungen nachzuweisen.

(3) Der Nachweis solcher Maßnahmen, die nicht nur den konkreten Auftrag betreffen, kann
erfolgen durch

- die Einhaltung genehmigter Verhaltensregeln gemäß Art. 40 DS-GVO;

- die Zertifizierung nach einem genehmigten Zertifizierungsverfahren gemäß Art.
42 DS-GVO;

- aktuelle Testate, Berichte oder Berichtsauszüge unabhängiger Instanzen (z.B.
Wirtschaftsprüfer, Revision, Datenschutzbeauftragter, IT-Sicherheitsabteilung,
Datenschutzauditoren, Qualitätsauditoren);

- eine geeignete Zertifizierung durch IT-Sicherheits- oder Datenschutzaudit (z.B.
nach BSI-Grundschutz).

8. Mitteilung bei Verstößen des Auftragnehmers

Der Auftragnehmer unterstützt den Auftraggeber bei der Einhaltung der in den Artikeln 32 bis
36 der DS-GVO genannten Pflichten zur Sicherheit personenbezogener Daten, Meldepflichten
bei Datenpannen, Datenschutz-Folgeabschätzungen und vorherige Konsultationen. Hierzu
gehören u.a.

a) die Sicherstellung eines angemessenen Schutzniveaus durch technische und
organisatorische Maßnahmen, die die Umstände und Zwecke der Verarbeitung sowie
die prognostizierte Wahrscheinlichkeit und Schwere einer möglichen Rechtsverletzung
durch Sicherheitslücken berücksichtigen und eine sofortige Feststellung von
relevanten Verletzungsereignissen ermöglichen
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b) die Verpflichtung, Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten unverzüglich
an den Auftraggeber zu melden

c) die Verpflichtung, dem Auftraggeber im Rahmen seiner Informationspflicht gegenüber
dem Betroffenen zu unterstützen und ihm in diesem Zusammenhang sämtliche
relevante Informationen unverzüglich zur Verfügung zu stellen

d) die Unterstützung des Auftraggebers für dessen Datenschutz-Folgenabschätzung

e) die Unterstützung des Auftraggebers im Rahmen vorheriger Konsultationen mit der
Aufsichtsbehörde

9. Weisungsbefugnis des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber erteilt alle Aufträge, Teilaufträge und Weisungen in der Regel schriftlich
oder in einem dokumentierten elektronischen Format. Mündliche Weisungen sind unverzüglich
schriftlich oder in einem dokumentierten elektronischen Format zu bestätigen.

(2) Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber unverzüglich zu informieren, wenn er der
Meinung ist, eine Weisung verstoße gegen Datenschutzvorschriften. Der Auftragnehmer ist
berechtigt, die Durchführung der entsprechenden Weisung solange auszusetzen, bis sie durch
den Auftraggeber bestätigt oder geändert wird.

(3) Weisungsberechtigte Personen des Auftraggebers sind:

…………………………………………. (Vor-/Nachname, Tel., E-Mail)

Weisungsempfänger:innen beim Auftragnehmer sind:

…………………………………………. (Vor-/Nachname, Tel., E-Mail)

Bei einem Wechsel oder einer längerfristigen Verhinderung des Weisungsberechtigten oder
des Weisungsempfängers ist dem jeweiligen Vertragspartner unverzüglich schriftlich der
Nachfolger bzw. der Vertreter mitzuteilen. Falls Weisungen die unter 1. und 2. dieses
Vertrages getroffenen Festlegungen ändern, aufheben oder ergänzen, sind sie nur zulässig,
wenn eine entsprechende neue Festlegung erfolgt.

10. Löschung und Rückgabe von personenbezogenen Daten

(1) Kopien oder Duplikate der Daten werden ohne Wissen des Auftraggebers nicht erstellt.
Hiervon ausgenommen sind Sicherheitskopien, soweit sie zur Gewährleistung einer
ordnungsgemäßen Datenverarbeitung erforderlich sind, sowie Daten, die im Hinblick auf die
Einhaltung gesetzlicher Aufbewahrungspflichten erforderlich sind.

(2) Nach Abschluss der vertraglich vereinbarten Arbeiten oder früher nach Aufforderung durch
den Auftraggeber – spätestens mit Beendigung der Leistungsvereinbarung – hat der
Auftragnehmer sämtliche in seinen Besitz gelangten Unterlagen, erstellte Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse sowie Datenbestände, die im Zusammenhang mit dem
Auftragsverhältnis stehen, dem Auftraggeber auszuhändigen oder nach vorheriger
Zustimmung datenschutzgerecht zu vernichten. Gleiches gilt für Test- und Ausschussmaterial.
Das Protokoll der Löschung bzw. Vernichtung ist dem Auftraggeber mit Datumsangabe
schriftlich oder in einem dokumentierten elektronischen Format zu bestätigen.
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(3) Dokumentationen, die dem Nachweis der auftrags- und ordnungsgemäßen
Datenverarbeitung dienen, sind durch den Auftragnehmer entsprechend der jeweiligen
Aufbewahrungsfristen über das Vertragsende hinaus aufzubewahren. Er kann sie zu seiner
Entlastung bei Vertragsende dem Auftraggeber übergeben.

11. Geheimhaltung

(1) Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die ihnen unter diesem Vertrag von der jeweils
anderen Partei zugänglich gemachten Informationen sowie Kenntnisse, die sie bei dieser
Zusammenarbeit über Angelegenheiten – etwa technischer, kommerzieller oder
organisatorischer Art – von der jeweils anderen Vertragspartei erlangen, vertraulich zu
behandeln und während der Dauer sowie nach Beendigung dieser Vereinbarung ohne die
vorherige schriftliche Einwilligung der betroffenen Partei nicht für andere Zwecke als die
Durchführung dieses Vertrags zu verwerten oder zu nutzen oder Dritten zugänglich zu
machen. Eine Nutzung dieser Informationen ist allein auf den Gebrauch zur Durchführung
dieses Vertrages beschränkt.

(2) Diese Vertraulichkeitsverpflichtung gilt nicht für Informationen, die

• bei Vertragsabschluss bereits allgemein bekannt waren oder

• nachträglich ohne Verstoß gegen die in diesem Vertrag enthaltenen Verpflichtungen
allgemein bekannt wurden oder

• Gegenstand von Ermittlungen durch Behörden oder Gerichte sind und im Zuge dieser
Ermittlungen aufgrund einer Verfügung oder eines Beschlusses herauszugeben sind.

(3) Die Vertragspartner legen die von ihnen eingegangenen Verpflichtungen zur
Geheimhaltung und zum Datenschutz auch allen Personen oder Gesellschaften auf, die von
ihnen im Rahmen der Zusammenarbeit beauftragt werden.

12. Haftung

Für die Haftung aufgrund von Verletzungen der Datenschutzbestimmungen oder dieser
Datenschutzvereinbarung gelten die gesetzlichen Vorschriften, sofern in den für die
vertragsgegenständlichen Leistungen geltenden Vertragsdokumenten keine abweichende
Haftungsvereinbarung getroffen wurde.

13. Sonstiges

(1) Soweit in diesem Vertrag nicht anders vereinbart, bedürfen Änderungen und Ergänzungen
dieses Vertrags und aller Bestandteile einer schriftlichen Vereinbarung, die auch in einem
elektronischen Format (Textform) erfolgen kann, und des ausdrücklichen Hinweises darauf,
dass es sich um eine Änderung bzw. Ergänzung dieser Bedingungen handelt. Dies gilt auch
für den Verzicht auf dieses Formerfordernis.

(2) Der Gerichtsstand für beide Parteien ist der Sitz des Auftraggebers.

(3) Sollten einzelne Teile dieser Vereinbarung unwirksam sein, so berührt dies die Wirksamkeit
der Vereinbarung im Übrigen nicht.
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(4) Die nachfolgenden Anlagen sind verbindlicher Bestandteil dieses Vertrags.

Frankfurt, ___________________

Stadtwerke Verkehrsgesellschaft                                 Auftragnehmer

Frankfurt am Main mbH

________________________         ________________________

Anlagen:

1. Darstellung der technischen und organisatorischen Maßnahmen des Auftragnehmers
2. Angaben zum bzw. zur Herstellung des erforderlichen angemessenen Schutzniveaus des

Auftragnehmers
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HVA L-StB Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft 04-17 

Bezeichnung der Leistung 

  

  

 

(w ie Aufforderung bzw . EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe bzw . Aufforderung Teilnahmew ettbew erb/Interessensbestätigung)  

 

Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft 
(bei Angeboten von Bietergemeinschaften auszufüllen) 

 

Wir, die nachstehend aufgeführten Unternehmen einer Bietergemeinschaft, 

Bevollmächtigter Vertreter 

Mitglied  

USt-ID:  

Weitere Mitglieder: 

Mitglied  

USt-ID:  

Mitglied  

USt-ID:  

Mitglied  

USt-ID:  

 

beschließen, im Falle der Auftragserteilung eine Arbeitsgemeinschaft zu bilden.  

Wir erklären, dass 

- der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt,  

- alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften. 

 

 

 

 (Ort) (Datum) (Stempel und Unterschrift) 

 

 

 

 (Ort) (Datum) (Stempel und Unterschrift) 

 

 

 

 (Ort) (Datum) (Stempel und Unterschrift) 

 

 

 

 (Ort) (Datum) (Stempel und Unterschrift) 

VGF-EU 140/26 Rahmenvertrag Internetdienstleistungen
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HVA L-StB Leistungen von Unterauftragnehmern bzw. anderen Unternehmen 04-17 Seite 1 
 

Bezeichnung der Leistung: 
 

  

  

 

(w ie Aufforderung bzw . EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe bzw . Aufforderung Teilnahmew ettbew erb/Interessensbestätigung) 
 

Verzeichnis der Leistungen von Unterauftragnehmern 
bzw. anderen Unternehmen 

 

 
Zur Ausführung der im Angebot enthaltenen Leistungen benenne(n) ich/wir Art und Umfang der 

Teilleistungen, für die ich mich/wir uns der Kapazitäten anderer Unternehmen bedienen werde(n). 
 

OZ Beschreibung der Teilleistung 
Namen des Unternehmens 

(erst nach gesonderter 

Aufforderung der Vergabestelle) 

Eignungsleihe*) 
(Ja/Nein) 

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

 
 

*) Sofern für die von einem Unterauftragnehmer zu erbringende Teilleistung der Bieter nicht geeignet ist, 
 liegt ein Fall der Eignungsleihe hinsichtlich der technischen oder beruflichen Leistungsfähigkeit vor. 

 

VGF-EU 140/26 Rahmenvertrag Internetdienstleistungen
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HVA L-StB Leistungen von Unterauftragnehmern bzw. anderen Unternehmen 04-17 Seite 2 
 

Eignungsleihe im Hinblick auf die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 
 

Bei der Ausführung des Auftrags beabsichtige(n) ich mich/wir uns im Rahmen der wirtschaftlichen und 
finanziellen Leistungsfähigkeit der Kapazitäten anderer Unternehmen zu bedienen. Hierzu benenne(n) 
ich/wir nachfolgend die Namen, den gesetzlichen Vertreter und die Kontaktdaten der hierzu vorgesehenen 

Unternehmen. 
 

Name, gesetzlicher Vertreter, Kontaktdaten des 

Unternehmens 

Angabe zu der von diesem Unternehmen 

überlassenen Eignung 
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HVA L-StB Verpflichtungserklärung 04-17 

Bezeichnung der Leistung 

  

  

(w ie Aufforderung bzw . EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe bzw . Aufforderung Teilnahmew ettbew erb/Interessensbestätigung) 
 

Verpflichtungserklärung 
Leistungen von Unterauftragnehmern 

bzw. von anderen Unternehmen 
(vom Unterauftragnehmer bzw . anderen Unternehmen auszufüllen) 

 
 

 

 

 

 

 

(Name und Anschrift) 

 

 

Ich/wir verpflichte(n) mich/uns im Falle der Auftragserteilung an die 

 

 

 

 

 

(Name und Anschrift des Bieters/der Bietergemeinschaft bzw . Bew erbers/Bew erbergemeinschaft 
oder des bevollmächtigten Vertreters der Bew erber-/Bietergemeinschaft) 

die im „Verzeichnis der Leistungen von Unterauftragnehmern bzw. anderer Unternehmen“ in den einzelnen 
OZ und der zugehörigen Beschreibung der Teilleistung für unser Unternehmen aufgeführten Teilleistungen 

zu erbringen. 
 

 

 

 

 
 
 (Ort) (Datum) (Stempel und Unterschrift 
    des anderen Unternehmens) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anmerkung: Sofern Verpflichtungserklärungen in Kopie oder als Telefax vorgelegt werden, behält sich die 
Vergabestelle vor, die Originale zu verlangen.  

VGF-EU 140/26 Rahmenvertrag Internetdienstleistungen
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HVA L-StB Eigenerklärung Eignung 04-17 Seite 1 

Name und Anschrift des Bewerbers/Bieters 
Ort: 

Datum: 

Tel.: 

Fax: 

E-Mail: 

Ust.-ID-Nr.: 

Eigenerklärung zur Eignung 
(vom Bew erber/Bieter bzw . Mitglied der Bew erber-/Bietergemeinschaft auszufüllen 

sofern nicht eine EEE eingereicht w ird oder ein anderer Eignungsnachw eis zugelassen ist) 

Bezeichnung der Leistung: 

(w ie Aufforderung bzw . EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe bzw . Aufforderung Teilnahmew ettbew erb/Interessensbestätigung)  

I. Nichtvorliegen von Ausschlussgründen

Angabe über Ausschlussgründe gemäß § 42 VgV bzw. § 31 UVgO in Verbindung mit § 123 und § 124 
GWB 

Ich erkläre/wir erklären, dass für mein/unser Unternehmen keine Ausschlussgründe gemäß den §§ 123 
und 124 GWB vorliegen, die meine/unsere Zuverlässigkeit in Frage stellen. 

Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in den letzten zwei Jahren nicht 
• gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder

• gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder
• gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz
mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen

oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden bin/sind.

Ab einer Auftragssumme von 30.000 Euro wird der Auftraggeber von den Bewerbern, welche zur 
Angebotsabgabe aufgefordert werden sollen bzw. von dem Bieter, auf dessen Angebot der 

Zuschlag erteilt werden soll, einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister gem. § 150a GewO 
beim Bundesamt für Justiz anfordern. 

Angaben zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung 

Ich erkläre/wir erklären, dass ich/wir meine/unsere Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben 
sowie der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur Beitragszahlung unter-
fallen, ordnungsgemäß erfüllt habe/haben. 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir eine 
Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse 1 und  eine 

Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes2 auf gesondertes Verlangen vorlegen. 

Angabe zu Insolvenzverfahren und Liquidation 

    Ich/wir erkläre(n), dass ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren 
weder beantragt noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde 
und sich/mein Unternehmen nicht in Liquidation befindet. 

 Ein Insolvenzplan wurde rechtskräftig bestätigt, auf Verlangen werde ich/werden wir ihn vorlegen. 

1 Sow eit mein/unser Betrieb beitragspflichtig ist 

2 Sow eit das Finanzamt derartige Bescheinigungen ausstellt 

VGF-EU 140/26 Rahmenvertrag Internetdienstleistungen
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HVA L-StB Eigenerklärung Eignung 04-17 Seite 2 

II. Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung

Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder Wohnsitzes 

Ich bin/Wir sind in einem Berufs-/Handelsregister eingetragen. 
Ich bin/wir sind nicht zur Eintragung in ein Berufs-/Handelsregister verpflichtet, ich/wir kann/können 

aber auf andere Weise die erlaubte Berufsausübung nachweisen. 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir zur 
Bestätigung meiner/unserer Erklärung auf gesondertes Verlangen vorlegen: 

Gewerbeanmeldung, Berufs-/Handelsregisterauszug, Eintragung in der Handwerksrolle oder bei 
der Industrie- und Handelskammer oder anderweitige sonstige Nachweise.  

III. Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

* Nachweis eines bestimmten Mindestjahresumsatzes, einschließlich eines bestimmten
Mindestjahresumsatzes in dem Tätigkeitsbereich des Auftrags

Der geforderte Mindestjahresumsatz beträgt:  €* 

Mein Jahresumsatz betrug: Jahr   €, 
Jahr  €, 
Jahr  €. 

Der geforderte Mindestjahresumsatz in dem 
Tätigkeitsbereich des Auftrages beträgt:  €* 

Mein Jahresumsatz in diesem Bereich betrug: Jahr  €, 
Jahr                                                  €, 
Jahr                                                  €. 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir eine 
Bestätigung eines vereidigten Wirtschaftsprüfers/Steuerberaters oder entsprechend testierte 

Jahresabschlüsse oder entsprechend testierte Gewinn- und Verlustrechnungen auf gesondertes 
Verlangen vorlegen. 

* Information über die Bilanzen des Bewerbers/Bieters 

Methoden und Kriterien für die transparente, objektive und nichtdiskriminierende Berücksichtigung
des in den Bilanzen angegebenen Verhältnisses zwischen Vermögen und Verbindlichkeiten*:

 * 

Beigefügt übersende ich die Bilanz meines/unseres Unternehmens 

* Nachweis einer Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung in bestimmter geeigneter Höhe

Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir im Auftragsfall eine Berufshaft- oder Betriebshaftpflichtversicherung 
für Personenschäden in Höhe von mindestens                        €* und für sonstige Schäden (Sach- 

und Vermögensschäden) in Höhe von mindestens                      €* abschließen werde(n). 

Eine entsprechende Zusicherung der Versicherung bzw. einen entsprechenden Ver-

sicherungsnachweis werde ich auf gesondertes Verlangen übersenden. 
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IV. Technische und berufliche Leistungsfähigkeit 

   * Mind. 3 vergleichbare Referenzprojekte aus den letzten 5 Jahren, eine Referenz daraus in

öffentlichem Unternehmen  

      * Der Auftraggeber akzeptiert auch Referenzen, welche mehr als drei Jahre zurückliegen 

 
 Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in mindestens             *  Fällen vergleichbare Leistungen erbracht 
 habe(n). 

 1. Referenz: Bezeichnung der Leistung, des Auftragswertes, des Liefer- bzw. Erbringungszeitpunktes und des 
 Auftraggebers: 

 

  

 

  

 

2. Referenz: Bezeichnung der Leistung, des Auftragswertes, des Liefer- bzw. Erbringungszeitpunktes und des 
 Auftraggebers: 

 

  

 

  

 

 3. Referenz: Bezeichnung der Leistung, des Auftragswertes, des Liefer- bzw. Erbringungszeitpunktes und des 
 Auftraggebers: 

 

  

 

  

 

Es können auch mehr als drei Referenzen angegeben werden, diese sind dann auf gesonderter 

Anlage vorzunehmen. 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich /werden wir für die 
oben genannten Leistungen Bescheinigungen über die ordnungsgemäße Ausführung und das 

Ergebnis in Anlehnung an beiliegendes Muster auf gesondertes Verlangen vorlegen. 

 

3
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  * Angabe der technischen Fachkräfte oder der technischen Stellen, die im Zusammenhang mit 
 der Leistungserbringung eingesetzt werden sollen 

Ich/Wir erkläre(n), dass mir/uns die für die Ausführung der Leistungen erforderlichen Fachkräfte  
zur Verfügung stehen. 

 

Angabe der technischen Fachkräfte, die die Leistung tatsächlich erbringen 

Namen der Personen mit Funktion 
(auch technische Leitung) 

Berufliche Qualifikation 

  

 
Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf 

gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise in Form von Studiennachweisen oder 
sonstigen Bescheinigungen bzw. Angaben wie Berufserfahrung und ausgeübten Tätigkeiten zu 
den Personen einreichen 
 

 

   * Beschreibung der technischen Ausrüstung des Unternehmens 

Angabe der technischen Ausrüstung des Unternehmens 

 

   * Beschreibung der Maßnahmen zur Qualitätssicherung des Unternehmens 

Angabe der Maßnahmen zur Qualitätssicherung des Unternehmens 
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   * Beschreibung der Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten des Unternehmens 

 
Angabe der Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten des Unternehmens 

 

 
Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf 
gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 
 

 
 

   * Angabe des Lieferkettenmanagement- und Lieferkettenüberwachungssystems, das dem 
 Unternehmen zur Vertragserfüllung zur Verfügung steht 

 

Angabe des Lieferkettenmanagement- und Lieferkettenüberwachungssystems, das dem Unternehmen 
zur Vertragserfüllung zur Verfügung steht 

 

 
Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf 
gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 
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   * Bei komplexer Art der zu erbringenden Leistung oder bei solchen Leistungen, die 
 ausnahmsweise einem besonderen Zweck dienen sollen, eine Kontrolle, die vom 
 öffentlichen Auftraggeber oder in dessen Namen von einer zuständigen amtlichen Stelle im 

 Niederlassungsstaat des Unternehmens durchgeführt wird; diese Kontrolle betrifft die 
 Produktionskapazität beziehungsweise die technische Leistungsfähigkeit und 
 erforderlichenfalls die Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten des Unternehmens 

 sowie die von diesem für die Qualitätskontrolle vorgesehenen Vorkehrungen 
 

Folgende Kontrollen werden vom öffentlichen Auftraggeber oder in dessen Namen von einer 
zuständigen amtlichen Stelle im Niederlassungsstaat des Unternehmens durchgeführt: 

 

 
Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf 
gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 
 

 

   * Studien- und Ausbildungsnachweise sowie Bescheinigungen über die Erlaubnis zur 
 Berufsausübung für die Inhaberin, den Inhaber oder die Führungskräfte des Unternehmens, 
 sofern diese Nachweise nicht als Zuschlagskriterium bewertet werden 

 

Mein/unser Unternehmen verfügt über folgende Bescheinigungen und Erlaubnisse zur 
Berufsausübung: 

 

 
Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf 

gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 
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   * Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen, die das Unternehmen während der 

 Auftragsausführung anwendet 
 

Folgende Umweltmanagementmaßnahmen werde(n) ich/wir während der Auftragsausführung 
anwenden: 

 

 
Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf 
gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 
 

 

    * Erklärung, aus der die durchschnittliche jährliche Beschäftigtenzahl des Unternehmens und 

 die Zahl seiner Führungskräfte in den letzten drei Jahren ersichtlich ist 

Ich/Wir erkläre(n), dass wir im Durchschnitt der letzten drei Jahre über folgende Anzahl von 
Beschäftigten und Führungskräften verfügten: 
 

Anzahl der Beschäftigten Anzahl Führungspersonal 

  

 
Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf 

gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 

 

    * Erklärung, aus der ersichtlich ist, über welche Ausstattung, welche Geräte und welche 
 technische Ausrüstung das Unternehmen für die Ausführung des Auftrags verfügt 

 

Mein/unser Unternehmen verfügt für die Ausführung des Auftrags über folgende Geräte und 
technische Ausrüstung 

 

 
Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf 
gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 
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    * Angabe, welche Teile des Auftrags ich/wir als Unteraufträge zu vergeben beabsichtige (n) 

 
Folgende Teile des Auftrags beabsichtige(n) ich/wir als Unteraufträge zu vergeben: 

 
 
Siehe ausgefüllter Vordruck HVA L-StB Leistungen von Unterauftragnehmern bzw. anderen 
Unternehmen 

 

 

    * Bei Lieferleistungen Muster, Beschreibungen oder Fotografien der zu liefernden Güter 

 

Folgende Muster, Beschreibungen oder Fotografien der von mir/uns zu liefernden Güter habe ich 
beigefügt: 

 

 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich/wir die Echtheit 
auf gesondertes Verlangen des öffentlichen Auftraggebers nachweisen. 
 

 

    * Bei Lieferleistungen Bescheinigungen, die von als zuständig anerkannten Institutionen oder 

 amtlichen Stellen für Qualitätskontrolle ausgestellt wurden, mit denen bestätigt wird, dass 
 die durch entsprechende Bezugnahmen genau bezeichneten Güter bestimmten technischen 
 Anforderungen oder Normen entsprechen 

 

Die Einhaltung der technischen Anforderungen oder Normen durch Bescheinigung hierzu 
anerkannter Institutionen oder amtlicher Stellen wird bestätigt. 

 
Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich / werden wir auf 
gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 
 

 

Mir/Uns ist bekannt, dass die jeweils genannten Bestätigungen oder Nachweise auf gesondertes 

Verlangen der Vergabestelle innerhalb der gesetzten Frist vorgelegt werden müssen und 
mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot ausgeschlossen wird, wenn die Unterlagen nicht vollständig 
innerhalb der gesetzten Frist vorgelegt werden. 

 

 

 

  
          (Stempel und Unterschrift) 

Bei elektronischer Versendung ohne Unterschrift gültig 

 

Hinweis: 

Bei den mit „ * „ gekennzeichneten Feldern hat die Vergabestelle durch Ankreuzen bzw. Eintrag festzulegen, 

ob und ggf. inwieweit der darin beschriebene Eignungsnachweis verlangt wird. 

 

 

62



Seite 1 von 2 
 

 
Eigenerklärung zur Einhaltung der Sanktion gegen Russland (EU)    16.12.2025 NK13.3 

 

  

Bezeichnung der zu beauftragenden Leistung 

            

            

 (wie Aufforderung zur Angebotsabgabe) 

 
Eigenerklärung zur Einhaltung  

der Sanktion gegen Russland  

 in der jeweils geltenden Fassung (https://eur-lex.europa.eu/legal-

content/DE/ALL/?uri=celex%3A32014R0833) gemäß Verordnung (EU) Nr. 833/2014,  Verordnung 

(EU) Nr. 269/2014 Art. 2, Anhang I über restriktive Maßnahmen angesichts Handlungen Russlands, 

die die Lage in der Ukraine destabilisieren sowie die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und 

Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen 

 
Bezeichnung,  Name des Bewerbers / Bieters / Auftragnehmers / Bietergemeinschaft 

Nachunternehmer / Eignungsverleiher 

 

                               
nachfolgend „Bewerber/Bieter“ benannt 

 
Die nachfolgende Erklärung gebe/n ich/wir verbindlich ab (ggf. zugleich in Vertretung für die lt. 
Teilnahmeantrag / Angebot Vertretenen auch für diese):  
 
 

1. Der Bieter gehört nicht zu den 
 

in Artikel 5 aa, 5 k der Verordnung (EU) Nr. 833/2014, Verordnung (EU) Nr. 269/2014 Art. 2, Anhang I 
genannten Personen oder Unternehmen, die einen Bezug zu Russland im Sinne dieser Vorschriften 
aufweisen, 
   
a)  durch die russische Staatsangehörigkeit des Bewerbers/Bieters oder die 

Niederlassung des Bewerbers/Bieters in Russland, 
 
b)  durch die Beteiligung einer natürlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines der 

Kriterien nach Buchstabe a zutrifft, am Bewerber/Bieter über das Halten von Anteilen im Umfang 
von mehr als 50%, 

 
c)  durch das Handeln der Bewerber/Bieter im Namen oder auf Anweisung von Personen oder 

Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a und/oder b zutrifft. 
 
2.  Die am Auftrag als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im 

Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, 
beteiligten Unternehmen, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, gehören ebenfalls 
nicht zu dem in der Vorschrift genannten Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im Sinne 
der Vorschrift. 
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3.  Bewerber / Bieter gehört nicht zu einer juristischen Person, Organisation oder Einrichtung, die 

im Namen oder auf Anweisung einer der nachfolgend aufgeführten Organisationen handelt. 
 
Liste der betroffenen staatseigenen Unternehmen:  
 
OPK OBORONPROM  
UNITED AIRCRAFT CORPORATION  
URALVAGONZAVOD  
ROSNEFT  
TRANSNEFT  
GAZPROM NEFT  
ALMAZ-ANTEY  
KAMAZ  
ROSTEC (RUSSIAN TECHNOLOGIES STATE CORPORATION)  
JSC PO SEVMASH  
SOVCOMFLOT  
UNITED SHIPBUILDING CORPORATION 
  
 

4. Bewerber / Bieter sind nicht (und sofern vorliegend, die Mitglieder einer Bietergemeinschaft oder 
deren Subunternehmer), Gegenstand von EU-Sanktionen, wie bspw. denen gegen die in 
Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 aufgeführten Personen, und befindet sich auch 
nicht im Eigentum oder unter der Kontrolle der dort aufgeführten Personen. 
(https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0269  
Das Kriterium, dass bei der Beurteilung zu berücksichtigen ist, ob eine juristische Person oder Organisation im Eigentum 
einer anderen Person oder Organisation steht, ist der Besitz von mehr als 50% der Eigentumsrechte an einer 
Organisation oder eine Mehrheitsbeteiligung an dieser.) 

 

 

 
_______________________, den  ________________  

Ort      Datum 

 

 

______________________________________  

Unterschrift 

 
(Elektronische Übermittlung: Diese Erklärung ist unter Angabe des Namens der erklärenden Person ohne Unterschrift gültig, 

sofern Textform nach § 126b BGB zugelassen ist.) 

 

 
 

 

64

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0269


 

Bezeichnung der zu beauftragenden Leistung 

  

 (wie Aufforderung zur Angebotsabgabe) 

 

Verpflichtungs- und Eigenerklärung 

zu unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten unter Berücksichtigung der 

Vorgaben des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG)* 

 

 

Bezeichnung/Name des Auftragnehmers: ___________________________________ 

 

 

Die nachfolgende Erklärung ist mit dem Angebot abzugeben.  

 

1. Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns bei der Ausführung der Leistung  

 

a) die in § 2 Abs. 2 und 3 LkSG genannten Verbote zum Schutz der Menschenrechte und der Umwelt im 

eigenen Geschäftsbetrieb einzuhalten und gegenüber den am Auftrag unmittelbar oder mittelbar 

beteiligten Unterauftragnehmer:innen, Verleihunternehmen:innen und Lieferant:innen entlang der 

Lieferkette angemessen zu adressieren.   

 

b) in regelmäßigen Abständen (mindestens einmal jährlich) Schulungen/ Weiterbildungen zu den 

Verpflichtungen nach lit. a) für betroffene Mitarbeitergruppen im eigenen Geschäftsbereich durchzuführen 

sowie unsere Mitarbeitenden über das bestehende Beschwerdeverfahren des AG gemäß § 8 LkSG und 

den Zugang zu diesem zu informieren (www.stadtwerke-frankfurt.de Hinweisgeber-System: 

Regelwerke VGF).  
 

c) angemessene Kontrollmaßnahmen zu ergreifen, um die Einhaltung der Verpflichtungen nach lit. a) im 

eigenen Geschäftsbereich sicherzustellen und Vereinbarungen oder Zusicherungen zum Schutz der 

Menschenrechte und der Umwelt entlang der Lieferkette durchzusetzen.   

 

d) bei einer bereits eingetretenen oder unmittelbar bevorstehenden Verletzung der Verpflichtungen nach lit. 

a) im eigenen Geschäftsbereich unverzüglich angemessene Abhilfemaßnahmen zu ergreifen, um diese 

Verletzung zu verhindern und zu beenden oder – soweit dies unmöglich oder unzumutbar ist – zu 

minimieren.      

 

e) bei substantiierter Kenntnis des Auftraggebers über eine Verletzung oder mögliche Verletzung der unter 

lit. a) genannten Verbote durch am Auftrag unmittelbar oder mittelbar beteiligte Unterauftragnehmer:innen, 

Lieferant:innen oder Verleihunternehmen auf Verlangen des Auftraggebers anlassbezogen ein Konzept 

zu erstellen und umzusetzen, um solche Verletzungen zu verhindern und zu beseitigen oder – soweit dies 

unmöglich oder unzumutbar ist – zu minimieren.     

 

Die Angemessenheit bestimmt sich nach § 3 Abs. 2 LkSG. Weitergehende gesetzliche Verpflichtungen 

des Auftragnehmers nach dem LkSG bleiben unberührt.  

 

 

2. Ich/wir verpflichte(n) mich/uns:  

 

a) dem Auftraggeber auf Verlangen binnen angemessener Frist schriftliche Auskünfte über die Einhaltung 

der in § 2 Abs. 2 und Abs. 3 LkSG genannten Verbote zum Schutz der Menschenrechte und der Umwelt 

bei der Ausführung des Auftrags zu erteilen. Dies gilt unbeschadet etwaiger gesetzlicher Berichtspflichten 

des Auftragnehmers nach § 10 Abs. 2 LkSG. Das Auskunftsverlangen des Auftraggebers kann umfassend 
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oder z.B. auf bestimmte Verbote, bestimmte Unternehmen oder Standorte oder bestimmte 

Produktgruppen oder Produkte beschränkt sein. Von Unternehmen, die ihrerseits den Verpflichtungen des 

LkSG unterliegen, können Auskünfte zu allen nach diesem Gesetz zu erhebenden Informationen verlangt 

werden.     

 

b) den Auftraggeber auf Verlangen über die nach Ziffer 1 getroffenen Maßnahmen zu informieren und bei 

Vorliegen von Anhaltspunkten dafür, dass gegen die Verpflichtungen nach Ziffer 1 verstoßen wird, deren 

Einhaltung gegenüber dem Auftraggeber nachzuweisen.  

 

c)  den Auftraggeber auf Verlangen zu bevollmächtigen, Auskünfte über die Einhaltung der in § 2 Abs. 2 und 

3 LkSG genannten Verbote zum Schutz der Menschenrechte und der Umwelt bei der Ausführung des 

Auftrags sowie der nach Ziffer 1 getroffenen Maßnahmen bei Dritten einzuholen.   

 
  

 

3. Bei einem schweren oder fortgesetzten Verstoß des AN gegen die Verpflichtungen nach Ziffer 1 oder 2 ist der 

AG zur fristlosten Kündigung des Auftrags berechtigt. 

 

 

4. Mir/Uns ist bekannt, dass Unternehmen von der Teilnahme an einem Verfahren über die Vergabe eines Liefer-, 

Bau- oder Dienstleistungsauftrags bis zur nachgewiesenen Selbstreinigung nach § 125 des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen ausgeschlossen werden sollen, die wegen eines rechtskräftig festgestellten 

Verstoßes nach § 24 Absatz 1 Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) mit einer Geldbuße nach Maßgabe von 

§ 22 Absatz 2 LkSG belegt worden sind. 

 

 

5. Ich/Wir erkläre(n) hiermit,  

 

a) dass keine Strafen oder Geldbußen für die vorgenannten Tatbestände oder nach vergleichbaren 

Vorschriften anderer Staaten gegen mein/unser Unternehmen oder eine Person verhängt worden sind, 

deren Verhalten meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen ist, 

 

b) dass keine zuvor genannten Gründe vorliegen, die einen Ausschluss meines/unseres Unternehmens von 

der Teilnahme am Vergabeverfahren rechtfertigen könnten. 

 

6. Mir/Uns ist bekannt, dass die Nichtvorlage oder die Unrichtigkeit vorstehender Erklärungen zu meinem/unserem 

Ausschluss von diesem und künftigen Vergabeverfahren sowie zur Kündigung eines etwaig erteilten Auftrags 

führen kann. 

 

 

7. Ich/wir bin/sind uns bewusst, dass der Auftraggeber verlangen kann, dass mein/unser Unternehmen die 

vorstehenden Erklärungen von Unterauftragnehmern zu fordern hat und diese vor Zustimmung des Auftraggebers 

zur Weiterbeauftragung vorzulegen sind. 

 

 

8. Ich/wir verpflichte(n) mich/uns darüber hinaus: 

 

a) bei der Ausführung der vertraglich geschuldeten Leistungen alle mich/uns betreffenden Rechtsvorschriften 

zur Bekämpfung der Korruption einzuhalten. Diese Verpflichtung umfasst in jedem Fall das Verbot 

unrechtmäßiger Zahlungen oder der Gewährung anderer unrechtmäßiger Vorteile an Amtsträger:innen, 

Geschäftspartner:innen, an deren Mitarbeiter:innen, Familienangehörige oder sonstige Partner:innen, und 

das Verbot von Beschleunigungszahlungen an Amtsträger:innen oder sonstige Personen. Die 

Vertragsparteien werden sich gegenseitig bei Maßnahmen zur Verhinderung von Korruption unterstützen 

und sich insbesondere gegenseitig unverzüglich informieren, soweit sie Kenntnis oder einen konkreten 

Verdacht von Korruptionsfällen haben, die mit diesem Vertrag oder seiner Erfüllung in einem konkreten 

Zusammenhang stehen.  

 

b) meine/unsere Sublieferant:innen im Zusammenhang mit dem Auftrag sorgfältig auszuwählen. Im Rahmen 

des mir/uns Möglichen und Zumutbaren fordere ich/wir die/den jeweiligen Sublieferanten zur Einhaltung 

alle ihn/sie betreffenden Rechtsvorschriften zur Bekämpfung der Korruption auf. 
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* Alle Verweise auf das LkSG beziehen sich auf das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz vom 16. Juli 2021 (BGBl. 

I S. 2959) in der am 01.01.2023 in Kraft tretenden und sodann jeweils aktuellen Fassung. Diese 

Verpflichtungserklärung wird mit Vertragsschluss verbindlich. Sie gilt unabhängig von dem Zeitpunkt des 

vollständigen In-Kraft-Tretens des LkSG.   

 

 

                                                      

 Ort, Datum               Unterschrift/Stempel                                     
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(Name und Anschrift des Bieters)   

Vergabenummer:      
 
 
 
 

Verpflichtungserklärung   

zu Tariftreue und Mindestlohn bei öffentlichen Aufträgen unter Berücksichtigung der  
Vorgaben des Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetz (HVTG) vom 12. Juli 2021,   
GVBl. S. 338    

Es  wird  darauf  hingewiesen,  dass  sich  die  Verpflichtungserklärung  zu  Tariftreue  und  
Mindestlohn entsprechend den Vorgaben des § 4 HVTG zur Zahlung des Mindestlohns gemäß  
§  20  des  Mindestlohngesetzes  (MiLoG)  bzw.  des  Tariflohns  nach  dem  Arbeitnehmer- 
Entsendegesetz  (AEntG)  nicht  auf  Beschäftigte  bezieht,  die  bei  einem  Bieter  oder  
Nachunternehmer im EU-Ausland beschäftigt sind und die Leistung im EU-Ausland erbringen.   

Nachfolgende Erklärung ist mit dem Angebot abzugeben.   

1.   Ich/Wir verpflichte/n mich/uns,   

meinen/unseren Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung mindestens diejenigen   
Arbeitsbedingungen  einschließlich  des  Entgelts  zu  gewähren,  die  dem  jeweils   
geltenden Tarifvertrag nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 HVTG oder der jeweils geltenden   
Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 HVTG entsprechen. Soweit die Leistungen   
nicht von Abs. 1, sondern von § 4 Abs. 2 HVTG erfasst werden, verpflichte/n ich/wir   
mich/uns, bei der Ausführung der Leistung mindestens ein Entgelt und die Leistungen   
zu gewähren, die den Vorgaben des MiLoG entsprechen.  Ich/wir nehme/n weiterhin   
zur  Kenntnis,  dass  bei  Vorliegen  von  Anhaltspunkten  dafür,  dass  gegen  diese   
Verpflichtungen verstoßen wird, auf Anforderung dem öffentlichen Auftraggeber oder   
dem Besteller deren Einhaltung nachzuweisen ist.   

 

▪  meinen  /  unseren  Beschäftigten   bei   der  Ausführung  einer  Leistung  über   
Verkehrsleistungen und freigestellte Schülerverkehre mindestens das in Hessen für   
diese  Leistung  in  einem  einschlägigen  und  repräsentativen  mit  einer  tariffähigen   
Gewerkschaft  vereinbarten  Tarifvertrag  vorgesehene  Entgelt  einschließlich  der   
Aufwendungen  für  die  Altersversorgung  und  der  für  entgeltrelevant  erklärten   
Bestandteile  dieser  Tarifverträge  zu  zahlen  und  Erhöhungen   während   der   
Ausführungszeit vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Auszubildende.   

 

2.  Ich/Wir  erkläre/n,  dass  ich/wir  nicht  wegen  eines  Verstoßes  nach  § 21  MiLoG   
(Bußgeldvorschriften) mit einer Geldbuße von wenigstens 2.500 Euro belegt worden   
bin/sind  und  damit  nicht  die  Voraussetzungen  für  einen  Ausschluss  von  der   
Auftragsvergabe nach § 19 Abs. 1 und 3 MiLoG vorliegen.   
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3.  Ich/Wir verpflichte/n mich/uns, für den Fall des Einsatzes von Nachunternehmen, die   
Erfüllung der Verpflichtungen nach den §§ 4 und 5 HVTG durch die Nachunternehmen   
sicherzustellen und dem öffentlichen Auftraggeber nach Auftragserteilung, spätestens   
vor  Beginn  der  Ausführung  der  Leistung  durch  das  Nachunternehmen,  eine   
Verpflichtungserklärung des Nachunternehmens im vorstehenden Sinne vorzulegen.   
Gleiches gilt, wenn ich/wir oder ein beauftragtes Nachunternehmen zur Ausführung des   
Auftrags  Arbeitskräfte  eines  Verleihunternehmens  einsetze(n)/einsetzt.  Diese   
Verpflichtung  gilt  entsprechend  auch  für  alle  weiteren  Nachunternehmen  und   
Verleihunternehmen.    

 
 

Ich bin mir/Wir sind uns bewusst,   

dass ein nachweislich schuldhafter Verstoß gegen meine/unsere Verpflichtungen    

•  den Ausschluss meines/unseres Unternehmens von diesem Vergabeverfahren zur   
Folge haben kann,   

•  den Ausschluss meines/unseres Unternehmens für die Dauer von bis zu drei Jahren   
von der Vergabe öffentlicher Aufträge der ausschließenden Vergabestelle zur Folge   
haben kann,    

•  ein solcher Verstoß eine schwere Verfehlung nach § 17 Abs. 2 HVTG darstellt, die   
gemäß § 17 Abs. 9 HVTG der Informationsstelle bei der Oberfinanzdirektion Frankfurt   
am Main mitgeteilt wird,   

•  nach Vertragsschluss den Auftraggeber zur außerordentlichen Kündigung berechtigen   
kann.   

    
 
 
 
 
 
 

__________________________________________________________________________  

(Ort/Datum)    (Firmenbezeichnung/-Stempel)  Name des Erklärenden *)   

*) Die Erklärung ist in Textform gem. § 126 b BGB abzugeben.   
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Bezeichnung der Bauleistung  

 

 

 

 
(wie Aufforderung zur Angebotsabgabe)  

 

 

 

Eigenerklärung   

zur Akzeptanz von Ausführungsbedingungen 

zur Versicherungspflicht    
 

 

 

Der Auftragnehmer (AN) verpflichtet sich mit dieser Erklärung im Falle der Auftragserteilung, für den  
Zeitraum  seiner  Leistungsverpflichtung  eine  Haftpflichtversicherung  als  Versicherung  gegen  
Personen-, Sach- und Vermögensschäden (Betriebshaftpflicht- Versicherung) sowie für Risiken  
nach  dem  Umwelthaftungsgesetz  (Anlagen,  Rest-  und  Regressrisiko/  
Umwelthaftpflicht-Versicherung)  und  dem  Umweltschadengesetz  (Biodiversität/Umweltschaden   
-Versicherung) aufgrund oder im Zusammenhang mit der Durchführung des Vertrages sowie ggf.  
eine Bauleistungsversicherung in ausreichender Höhe abzuschließen und nachzuweisen.   
   
Die Deckungssumme der Betriebs- und Umwelthaftpflicht- Versicherung muss mindestens jeweils EUR 
5 Mio. pauschal für Personen- und Sachschäden sowie EUR 100.000 für Vermögensschäden je 2-fach 
maximiert p.a. (für Betriebshaftpflichtversicherung) bzw. EUR 5 Mio. für Personen-/ Sach- und 
mitversicherte Vermögensschäden, 1-fach maximiert p.a. (Umwelthaftpflichtversicherung) betragen. 
   
   

   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eigenerklärung zur Akzeptanz von Ausführungsbedingungen zur Versicherungspflicht Seite 1 
 

  

  

Unterschrift    
(soweit Schriftform in Ziffer 7 der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots gefordert)   
   
   

   

………………………………………………………………….   

  (Unterschrift und ggf. Stempel)   

   
Ist nach Ziffer 7 der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots    

•  die Schriftform gefordert und fehlt die Unterschrift an obiger Stelle oder    

•  eine elektronische Signatur gefordert und fehlt diese oder    

•  Textform ausreichend aber der Name der natürlichen Person, die die Erklärung abgibt, nicht angegeben,  

  so wird das Angebot ausgeschlossen. Das Recht zur Nachforderung bleibt unberührt.    
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HVA L-StB Verpflichtungserklärung wirtschaftliche Eignungsleihe 04-17 

Bezeichnung der Leistung 

  

  

(w ie Aufforderung bzw . EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe bzw . Aufforderung Teilnahmew ettbew erb/Interessensbestätigung) 
 

Verpflichtungserklärung im Rahmen der finanziellen oder 
wirtschaftlichen Eignungsleihe 

(vom Unterauftragnehmer bzw . anderen Unternehmen auszufüllen) 
 
 

 

 

 

 

 

(Name und Anschrift) 

 

Der unten aufgeführte Bewerber bzw. Bieter nimmt zum Nachweis seiner Eignung die wirtschaftliche und 
finanzielle Leistungsfähigkeit meines/unseres Unternehmens in Anspruch. 

 

 
 

 

 

 

 

(Name und Anschrift des Bieters/der Bietergemeinschaft bzw . Bew erbers/Bew erbergemeinschaft 

oder des bevollmächtigten Vertreters der Bew erber-/Bietergemeinschaft) 

Ich/wir verpflichte(n) mich/uns gegenüber dem Auftraggeber, im Falle der Auftragsvergabe an den o.g. 
Bewerber/Bieter entsprechend dem Umfang der Eignungsleihe gemeinsam mit diesem zu haften. 

 

 

 

 

 

 

 (Ort) (Datum)  (Stempel und Unterschrift     (Stempel und Unterschrift 
        des Bewerbers/Bieters)   des anderen Unternehmens) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anmerkung: Sofern Verpflichtungserklärungen in Kopie oder als Telefax vorgelegt werden, behält sich die 
Vergabestelle vor, die Originale zu verlangen.  

VGF-EU 140/26 Rahmenvertrag Internetdienstleistungen

71



Bezeichnung der Leistung

Vertraulichkeitserklärung

des Bieters / der Bietergemeinschaft:____________________________________________

- nachfolgend als „Bieter“ bezeichnet -

Vorbemerkung
Die Stadtwerke Verkehrsgesellschaft Frankfurt am Main mbH („Auftraggeber“), führt als
Vergabestelle ein Vergabeverfahren durch („Vergabeverfahren“). Im Rahmen des Vergabe-
verfahrens werden dem Bieter Informationen übermittelt, die vertraulich behandelt werden
müssen. Ausschließlicher Sinn und Zweck der Weitergabe vertraulicher Informationen in die-
sem Rahmen ist es, dem Bieter Informationen zur Verfügung zu stellen, die es ihm ermögli-
chen, ein Angebot im Vergabeverfahren abzugeben. Der Auftraggeber ist bereit, dem Bieter
diese Informationen zur Verfügung zu stellen.

Die Geheimhaltung dieser Informationen gegenüber Dritten ist für die Auftraggeberin von
größter Bedeutung. Ferner ist für die Auftraggeberin von größter Bedeutung, dass der Bieter
die so erhaltenen Informationen ausschließlich für Zwecke verwendet, die im Zusammen-
hang mit dem Vergabeverfahren stehen und nicht für sonstige Zwecke. Vor diesem Hinter-
grund und zum Schutz des Auftraggebers erklärt der Bieter verbindlich folgendes zum
Schutz der Vertraulichkeit:

1. Vertrauliche Informationen
1.1.  Vertrauliche Informationen sind die in den Vergabeunterlagen niedergelegten Infor-

mationen sowie Informationen, die nach sonstigen Umständen als Geschäfts- oder
Betriebsgeheimnisse  des Auftraggebers erkennbar sind. Erfasst sind insbesondere
Informationen über die Geschäftsführung, Mitarbeiter, Berater und Vertragspartner,
Informationen über die Bereiche Einkauf, Betrieb, Verwaltung, Personal, Planung, Fi-
nanz- und Rechnungswesen des Auftraggebers.

1.2.  Keine vertraulichen Informationen sind Informationen, von denen der Bieter nachwei-
sen kann, dass
a) sie zur Zeit ihrer Offenlegung gegenüber dem Bieter bereits öffentlich bekannt
    waren,
b) sie nach ihrer Offenlegung gegenüber dem Bieter ohne dessen Verschulden
    veröffentlicht wurden oder
c) sich der Bieter diese Informationen unabhängig von den vom Auftraggeber oder
    einem Berater vorgelegten Informationen zulässigerweise beschafft hat.
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2. Geheimhaltungspflicht
2.1.  Der Bieter verpflichtet sich, alle vertraulichen Informationen, die er im Zusammen-

hang mit diesem Vergabeverfahren über den Auftraggeber erhält, vertraulich zu be-
handeln und geheim zu halten. Er darf sie ohne die vorhergehende schriftliche Zu-
stimmung des Auftraggebers nicht an Dritte ganz oder teilweise weitergeben oder die-
sen offenlegen.

2.2.  Der Bieter verpflichtet sich, vertrauliche Informationen ausschließlich zu dem Zweck
der Abgabe eines Angebotes in diesem Vergabeverfahren zu verwenden. Soweit dem
Bieter schriftliche Unterlagen, die vertrauliche Informationen enthalten, oder vertrauli-
che Informationen in sonstiger kopierfähiger Form überlassen werden, ist die Anferti-
gung von Kopien ausschließlich zum Zwecke der Durchführung dieses Vergabever-
fahrens erlaubt.

2.3.  Der Bieter ist berechtigt, seinen Arbeitnehmern vertrauliche Informationen offenzule-
gen, soweit dies für die Erstellung eines Angebotes. Die Arbeitnehmer des Bieters un-
terliegen ebenfalls dieser Vertraulichkeitserklärung.

2.4.  Der Bieter ist berechtigt, Dritten vertrauliche Informationen offenzulegen, soweit dies
für die Erstellung eines Angebotes, z.B. gegenüber Beratern oder Mitgliedern seiner
Aufsichtsgremien, die für die Zwecke der Anbahnung und Abwicklung des beabsich-
tigten Vertragsschlusses Zugang erhalten müssen. Der Bieter sichert zu, den mit ver-
traulichen Informationen befassten Dritten zur Wahrung der Vertraulichkeit im glei-
chen Umfang zu verpflichten, wie er selbst aus der vorliegenden Erklärung verpflich-
tet wird, sofern der Dritte nicht bereits gesetzlich (z.B. anwaltliche Verschwiegenheits-
pflichten) oder aufgrund vertraglicher Regelung (z.B. Vertraulichkeitserklärungen im
Arbeitsverhältnis) im gleichen Umfang zur Verschwiegenheit verpflichtet ist. Der Bie-
ter sichert zu, dass er Dritte von ihrer Verschwiegenheitsverpflichtung nicht ohne vor-
herige ausdrückliche Zustimmung des Auftraggebers entbinden wird. Dies weist der
Bieter dem Auftraggeber auf dessen Verlangen nach.

2.5.  Der Bieter trägt dafür Sorge, dass ausschließlich diejenigen Mitarbeiter, ausgewählte
Dritte (z.B. Berater) und Mitglieder von Gremien, die nach Maßgabe der Ziffern 2.3
und 2.4 erlaubterweise Zugang zu vertraulichen Informationen haben, Zugang zu sol-
chen schriftlichen und elektronischen Unterlagen einschließlich Kopien und Speiche-
rungsformen erhalten, die vertrauliche Informationen beinhalten.

2.6. Wenn und soweit der Bieter gesetzlich oder aufgrund einer verbindlichen behördli-
chen oder gerichtlichen Anordnung verpflichtet ist, vertrauliche Informationen weiter-
zugeben oder zu veröffentlichen, hat der Bieter dies dem Auftraggeber unverzüglich,
nachdem er selbst Kenntnis von dieser Verpflichtung erlangt hat, schriftlich anzuzei-
gen und
vertrauliche Informationen nur insoweit an Dritte weiterzugeben oder zu veröffentli-
chen, wie dies nach den einschlägigen rechtlichen Vorschriften oder Anordnungen
erforderlich ist.

2.7.  Der Bieter wird den Auftraggeber unverzüglich informieren, wenn der Bieter, dessen
Organe oder Mitarbeiter Kenntnis davon erlangen, dass vertrauliche Informationen
unter Verstoß gegen diese Erklärung weitergegeben wurden

.
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2.8.  Die Verpflichtung gemäß vorstehenden Ziffer 2.1 bis 2.7 zur Wahrung der Vertraulich-
keit der erlangten Informationen schließt insbesondere die Pflicht ein, vertrauliche
Informationen außerhalb des Vergabeverfahrens nicht für Wettbewerbszwecke zu
nutzen.

3. Herausgabe, Vernichtung, Löschung
3.1.  Dem Bieter steht kein Recht, insbesondere auch kein Zurückbehaltungsrecht, an den

vertraulichen Informationen zu. Der Bieter verpflichtet sich, alle ihm zur Verfügung ge-
stellten vertraulichen Informationen (einschließlich sämtlicher davon gefertigten Ko-
pien, Abschriften, Aufzeichnungen auf Datenträgern und sonstigen Vervielfältigun-
gen) zurückzugeben oder zu vernichten, soweit er nicht an der Weiterverfolgung sei-
ner Teilnahme am Vergabeverfahren interessiert ist, endgültig vom Vergabeverfahren
ausgeschlossen wird oder das Vergabeverfahren auf andere Weise beendet wird.

3.2.  Der Bieter verpflichtet sich ferner, alle auf Grundlage der dem Bieter überlassenen
vertraulichen Informationen gemachten Auswertungen von und Aufzeichnungen über
vertrauliche Informationen zu vernichten beziehungsweise sicherzustellen, dass diese
vernichtet beziehungsweise gelöscht werden, soweit er nicht an der Weiterverfolgung
seiner Teilnahme am Vergabeverfahren interessiert ist, endgültig vom Vergabever-
fahrens ausgeschlossen wird oder das Vergabeverfahren auf andere Weise beendet
wird. Auf Verlangen des Auftraggebers hat der Bieter dem Auftraggeber die Vernich-
tung schriftlich nachzuweisen.

3.3.  Soweit den Bieter gesetzliche Pflichten zur Aufbewahrung von Informationen treffen,
bleiben diese von seinen Pflichten nach den Ziffern 3.1 und 3.2 unberührt. Die Her-
ausgabepflicht nach den Ziffern 3.1 und 3.2 gilt nicht, wenn der Bieter in dem Verfah-
ren den Zuschlag erhält. In diesem Fall richtet sich die Herausgabepflicht allein nach
dem zwischen dem Auftraggeber und dem Bieter abgeschlossenen Vertrag.

3.4.  Soweit auf Datenträgern automatische Sicherungskopien gespeichert werden, deren
Vernichtung oder Löschung nach Maßgabe der Ziffern 3.1 und 3.2 unmöglich ist, si-
chert der Bieter zu, dafür Sorge zu tragen, dass diese Informationen nur von Mitarbei-
tern oder Dritten zugänglich sind, die zur Wahrung der Vertraulichkeit nach Maßgabe
dieser Erklärung verpflichtet sind. Der Bieter wird den Auftraggeber auf dessen Anfor-
derung schriftlich darüber informieren, welche Mitarbeiter oder Dritte Zugang zu nicht
vernicht- oder löschbaren vertraulichen Informationen haben.

4. Pflichtverletzung
Verstößt der Bieter gegen eine oder mehrere seiner ihm nach Ziffer 2 oder 3 oblie-
genden Pflichten, kann der Auftraggeber vom Bieter Schadensersatz verlangen. Der
Bieter hat dem Auftraggeber insbesondere Schadensersatz für bereits vom Auftrag-
geber an den Bieter gezahlte Vergütungen, Kosten der Wiederholung von Vergabe-
schritten oder Kosten eines erneut durchzuführenden Vergabeverfahrens zu erset-
zen.

5. Geltungsdauer
Die Geheimhaltungspflicht nach Ziffer 2 dieser Vertraulichkeitserklärung wird durch
die Beendigung des Vergabeverfahrens oder durch die Rückgabe beziehungsweise
Vernichtung der vertraulichen Informationen nicht berührt.

6. Schlussbestimmung
6.1.  Jegliche Änderung und Ergänzung sowie die einvernehmliche Aufhebung dieses Er-

klärungsinhalts bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für eine
Vereinbarung über den Verzicht auf das Schriftformerfordernis.
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6.2.  Sollte eine Bestimmung dieser Erklärung ganz oder teilweise ungültig sein oder wer-
den, so bleiben die übrigen Bestimmungen dieser Erklärung in Kraft. Die ungültige
Bestimmung gilt in Übereinstimmung mit der Absicht und dem Zweck dieser Erklä-
rung durch eine gültige Bestimmung ersetzt, die im Rahmen des gesetzlich Zulässi-
gen in ihrer wirtschaftlichen Auswirkung der ungültigen Bestimmung so nahe wie
möglich kommt. Entsprechendes gilt für etwaige unbeabsichtigte Regelungslücken.

6.3.  Diese Vertraulichkeitserklärung unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land. Ausschließlicher Gerichtsstand für alle sich aus oder im Zusammenhang mit
dieser Vertraulichkeitserklärung ergebenden Streitigkeiten ist Frankfurt a.M.

Wir erklären hiermit ausdrücklich unser Einverständnis mit dem Inhalt der vorstehenden Rege-
lungen:

_______________________, den ________________
Ort Datum

______________________________________
(Unterschrift des bevollmächtigten Vertreters des Bieters / der Bietergemeinschaft)
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HVA L-StB Teilnahmeantrag/Interessensbestätigung 04-17 Seite 1 

 

Name und Anschrift des Bewerbers 
 

 
Ort:  

Datum:  

Tel.:  

Fax:  

E-Mail: 
 

Ust.-ID-Nr.:  

Az.-Nr.: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Ablauf der Teilnahmefrist: 
 
Datum:  Uhrzeit:  

 

 

Teilnahmeantrag/Interessensbestätigung 
 
Bezeichnung der Leistung: 
 

  

  

(wie Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb bzw. zur Interessensbestätigung) 
 

Ihre Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb oder zur Interessensbestätigung vom  

Anlagen:  HVA L-StB Eigenerklärung Eignung 

  Einheitliche Europäische Eigenerklärung Eignung (EEE) 

  HVA L-StB Erklärung Bewerbergemeinschaft 

  HVA L-StB Leistungen von Unterauftragnehmern bzw. anderen Unternehmen 

  HVA L-StB Verpflichtungserklärung 

  Unterlage gemäß Ziffer 3.1 der Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb oder zur  

  Interessensbestätigung 

  Unterlage gemäß Ziffer 3.2 der Aufforderung zum Teilnahmewettbewerb oder zur  

  Interessensbestätigung 

   

 

1 Hiermit bewerbe(n) ich/wir mich/uns um die Teilnahme am Wettbewerb für oben bezeichnete 

 Leistung. 

 

2 Ich/Wir erkläre(n),  

  dass ich/wir alle Leistungen im eigenen Betrieb ausführen werde(n). 

 dass ich/wir alle wesentlichen Leistungen, die nicht im „Verzeichnis der Leistungen von 
 Unterauftragnehmern bzw. anderen Unternehmen“ aufgeführt sind, im eigenen Betrieb 
 ausführen werde(n). 

vergabestelle@vgf-ffm.de

VGF-EU 140/26 Rahmenvertrag Internetdienstleistungen

09.10.2026 10:00:00

Stadtwerke Verkehrsgesellschaft Frankfurt am Main mbH (VGF)

Einkauf & Materialwirtschaft

Kurt-Schumacher-Str. 8

60311 Frankfurt am Main

Deutschland
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3 Ich/Wir erkläre(n), dass mir/uns zugegangene Änderungen der Unterlagen zum Teilnahmewettbewerb 
 Gegenstand meines/unseres Teilnahmeantrags / meiner/unserer Interessensbestätigung sind. 

 

Unterschrift (bei schriftlichem Teilnahmeantrag bzw. Interessensbestätigung) 

 

 

 

 

 (Stempel und Unterschrift) 

Ist 
- bei elektronisch übermittelten Teilnahmeantrag / Interessensbestätigung in Textform der Name 
 der natürlichen Person, die die Erklärung abgibt, nicht angegeben, 
- ein schriftlicher Teilnahmeantrag / Interessensbestätigung nicht an obiger Stelle unterschrieben 

oder 
- ein elektronischer Teilnahmeantrag / Interessensbestätigung, der/die signiert werden muss, nicht 

wie vorgegeben signiert, 
wird der Teilnahmeantrag / die Interessensbestätigung ausgeschlossen. 
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KRITERIENKATALOG
Teilnahmewettbewerb 

08.09.2026 

Verfahren: VGF-EU 140/26 - Rahmenvertrag Internetdienstleistungen

EIGNUNGSKRITERIEN

1 Referenzen 
Gewichtung: 0,00%

1.1 Referenzen  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Mind. 3 vergleichbare Referenzprojekte aus den letzten 5 Jahren, eine Referenz daraus bei einem öffentlichen Auftraggeber
Nachweis durch Angaben in der Eigenerklärung zur Eignung
Erfüllen Sie dieses Kriterium?
Hinweis: Bei Auswahl "Nein" oder "Keine Angabe" wird das Angebot ausgeschlossen.

[    ]  Keine Angabe
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar

2 Zertifizierungen 
Gewichtung: 0,00%

2.1 ISO 9001  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

ISO 9001 Zertifizierung für Qualitätsmanagement
Zertifikat mit dem Angebot einreichen
Erfüllen Sie dieses Kriterium?
Hinweis: Bei Auswahl "Nein" oder "Keine Angabe" wird das Angebot ausgeschlossen.

[    ]  Keine Angabe
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar

2.2 ISO 27001  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

ISO 27001 Zertifizierung für Informationssicherheit - Zertifikat max. 3 Jahre alt; Geltungsbereich inkl. Hosting, Betrieb, Entwicklung,
Support oder gleichwertiger BSI-Grundschutz
Zertifikat mit dem Angebot einreichen
Erfüllen Sie dieses Kriterium?
Hinweis: Bei Auswahl "Nein" oder "Keine Angabe" wird das Angebot ausgeschlossen.

[    ]  Keine Angabe
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar

3 Mitarbeitende & Rollen 
Gewichtung: 0,00%

3.1 Anzahl festangestellte Mitarbeitende  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Mind. 10 festangestellte Mitarbeitende im relevanten Bereich
Erfüllen Sie dieses Kriterium?
Hinweis: Bei Auswahl "Nein" oder "Keine Angabe" wird das Angebot ausgeschlossen.

[    ]  Keine Angabe
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar

3.2 Developer  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium
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Mind. 2 zertifizierte Developer im Team
Zertifikat oder vergleichbaren Nachweis mit dem Angebot einreichen
Erfüllen Sie dieses Kriterium?
Hinweis: Bei Auswahl "Nein" oder "Keine Angabe" wird das Angebot ausgeschlossen.

[    ]  Keine Angabe
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar

3.3 Integrator  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Mind. 2 zertifizierte Integrator im Team
Zertifikat oder vergleichbaren Nachweis mit dem Angebot einreichen
Erfüllen Sie dieses Kriterium?
Hinweis: Bei Auswahl "Nein" oder "Keine Angabe" wird das Angebot ausgeschlossen.

[    ]  Keine Angabe
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar

3.4 Consultant  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Mind. 1 zertifizierte:r Consultant im Team
Zertifikat oder vergleichbaren Nachweis mit dem Angebot einreichen
Erfüllen Sie dieses Kriterium?
Hinweis: Bei Auswahl "Nein" oder "Keine Angabe" wird das Angebot

[    ]  Keine Angabe
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar

3.5 Scrum Master  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Mind. 1 zertifizierte:r Scrum Master für agile Projektführung
Zertifikat oder vergleichbaren Nachweis mit dem Angebot einreichen
Erfüllen Sie dieses Kriterium?
Hinweis: Bei Auswahl "Nein" oder "Keine Angabe" wird das Angebot

[    ]  Keine Angabe
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar

3.6 Product Owner  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Zertifizierte:r Product Owner im Team
Zertifikat oder vergleichbaren Nachweis mit dem Angebot einreichen
Erfüllen Sie dieses Kriterium?
Hinweis: Bei Auswahl "Nein" oder "Keine Angabe" wird das Angebot

[    ]  Keine Angabe
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar

3.7 Sprachkenntnisse  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Fließende Deutschkenntnisse aller direkten Ansprechpartner:innen
Sprachniveau mindestens B2 oder vergleichbar, Nachweis mit dem Angebot einreichen
Erfüllen Sie dieses Kriterium?
Hinweis: Bei Auswahl "Nein" oder "Keine Angabe" wird das Angebot ausgeschlossen.

[    ]  Keine Angabe
[    ]  Ja
[    ]  Nein
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Nur eine Antwort wählbar
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Typ Dateiname Größe MIME-Type
Dateianlage VGF 140_26 Anforderungsübersicht.xls x 57,05 KB xlsx
Dateianlage VGF 140_26 Facelift Internet-Startseite.pdf 27,63 KB pdf
Dateianlage VGF 140_26 Pitch Bewertungsbogen.pdf 17,20 KB pdf
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